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Vorwort 
Der algerische Aufstand seit Februar 2019 beeindruckt durch seinen „Ausmaß, seine friedliche Natur und 
nationale Verbreitung“, er ist die „Fortsetzung des antikolonialistischen Kampfes der 1950er und 1960er 
Jahre um die Wiederherstellung der politischen und wirtschaftlichen Souveränität“. 
„Humor und Satire können sehr subversiv sein“ (H. Hamouchene) - das gilt ebenfalls für die Gelbwesten- 
Bewegung, die fortdauert, sich strukturiert und den Zusammenschluss mit anderen sozialen Bewegungen 
(G. Paoli) sucht, wo doch „Macron statt Steuergerechtigkeit weiteren Sozialabbau befürwortet“ (Attac FR) 


„Wir wollen keine Festung Europa sondern eine Friedensmacht Europa“ (Alain Rouy), 
das drücken mehrere Kampagnen aus (gegen Atomwaffen; Kein Krieg gegen den Iran!; 
Für die Freilassung von Assange und Chelsea Manning). 
Während wir mit der Personalfrage an der Spitze der EU-Institutionen beschäftigt werden, 
hat die EU-Kommission „Freihandelsabkommen“ vereinbart (EU-Tunesien — ALECA - , EU-Mercosur 
EU-Vietnam, und nicht zuletzt CETA), die aber noch ratifiziert werden müssen. 
Solche Abkommen stellen „die Profitinteressen von Konzernen ins Zentrum, nicht aber Arbeits- oder 
Menschenrechte oder Umwelt- und Klimaschutz.“ (Alexandra Strickner, Attac Österreich) 

Gegen die „erbärmlichen Tiefpunkte der Flüchtlingsabwehr“ entfaltet sich ein breiter Protest, gepaart mit der 
Forderung an die jeweilige Gemeinde, sich für die Aufnahme von weiteren Geflüchteten bereit zu erklären 
Als Antwort auf den Appell von Fridays for Future „Streikt mit uns“ (20. September 2019) rufen 
ewerkschafter für Klimaschutz“ „alle Kolleginnen und Kollegen dazu auf, kreativ mitzuwirken, damit die 

Gewerkschaften und Beschäftigte aktiver Teil der Klimabewegung werden.“ Protestaktionen gegen die 


Internationale Automobil-Ausstellung (IAA) sollen auch im September 2019 in Frankfurt stattfinden. (mdv) 
Wir werden in der Werkstatt für SIG 132 nach und nach zusätzliche Dokumente einstellen 
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Wirtschaft transformieren Vom Leben auf Kosten anderer 


- Wir verändern Zukunft heute zum guten Leben für alle! 


- mach mit! Sommerakademie 
Sommerakademie von Attac Österreich, von Attac Deutschland, 
10. bis 14. Juli 2019, Klagenfurt: 

Die Klimabewegung bringt es auf den Punkt: 
Um allen Menschen heute und in Zukunft ein gutes Leben 


31. Juli - 4. August 2019, Bochum 


Wir leben in einer Zeit des Umbruchs - die neoliberale 
Dominanz in der Ökonomie und anderen Lebensbereichen 





zu ermöglichen trifft sich mit einem überall spürbaren gesellschaftlichen 
müssen wir unserer Lebensweise und vor allem unser unllubnelan Restsuns 
Wirtschaftssystem dringend verändern. Linke und emanzipatorische Ideen und Kräfte dringen in 
Doch wie schaffen wir diesen grundlegenden Wandel? ee ueene durch, dabei a 
Und welche Alternativen und Projekte dafür gibt es bereits? one otnn ge neale Ne Tee) nee 
Ale Infos zum Erograndın ann Anmeldimg: globalen Krisen mehr denn je ihre Berechtigung. 
http:// altacapsommerskademie https://www.attac.de/sommerakademie/start/ 























Der Rundbrief „Sand im Getriebe” ist ein Medium für Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen 
Globalisierung verwirklichen wollen. Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Gesinnung einen 
P0%0° gemeinsamen Ort. Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der Attac-Bewegung. 

Wir bedanken uns für die Artikelvorschläge und für die Übersetzungen durch die ehrenamtlichen 
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An dieser Nummer haben mitgewirkt: Marie-D. Vernhes, Sabine Gondro, Werner Horch (Attac Deutschland), 
aber auch viele Attacies und Engagierte, die uns gewollt oder ungewollt Hinweise und Anregungen gegeben haben. 
Danke an Mathias Mittergeber und Barbara Waschmann (Attac Österreich) für die online-Fassung. V. i. S. d. P.: Marie-D. Vernhes 
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Hamza Hamouchene 
Einige Betrachtungen über den algerischen Aufstand 


20. April 2019 - Auszüge 

Die revolutionäre Bewegung in Algerien hat die unerschöpf- 
liche Kreativität des „Genies der breiten Bevölkerung“ be- 
freit. Mit der Losung „Wir sind aufgewacht und du wirst 
bezahlen“ drücken die Menschen ihren kürzlich entdeckten 
politischen Willen aus. Der Prozess der Befreiung ist zu- 
gleich ein Transformationsprozess. Das zeigt sich in der Eu- 
phorie, der Energie, der Kreativität, dem Selbstvertrauen, 
dem Humor und der Freude, die diese Bewegung nach Jahr- 
zehnten sozialer und politischer Unterdrückung hervorgeru- 
fen hat. 


Humor und Satire können sehr subversiv sein, und das ha- 
ben die Algerier*innen mit ihren Slogans, Liedern und 
Schildern gezeigt. 

— „Nein zu Bouteflika und seinen ‚Derivaten‘.“ 

— Eine Medizinstudentin: „Wir sind geimpft und haben in 
uns Antikörper herausgebildet ... und die werden jeden Frei- 
tag aufgefrischt.“ 

— „Das Problem ist das Fortbestehen der Götzenanbetung 
und nicht das Auswechseln der Götzen.“ 

— „Ich bin nicht hier, um ein Selfie zu machen, ich bin hier, 
um das System zu ändern.“ 

Einige Slogans zielten direkt auf die französische Kompli- 
zenschaft und Einmischung: „Hallo, Macron, die Enkelkin- 
der vom November 54 sind wieder da.“ 
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Und als Reaktion auf die Forderungen des Oberbefehlsha- 
bers der Streitkräfte, Gaid Salah, nach Umsetzung von Arti- 
kel 102 der Verfassung, der es dem Präsidenten des Ober- 
hauses ermöglichen würde, innerhalb von 90 Tagen nach der 
Erklärung des Verfassungsrates, dass der Sitz des Präsiden- 
ten vakant ist, Wahlen abzuhalten, haben die Leute geant- 
wortet: 

— „Wir wollen die Anwendung von Artikel 2019 ... ihr werdet 
alle gehen.“ 

— „Wir haben die Abdankung der ganzen Bande gefordert, 
nicht die Beförderung einiger ihrer Mitglieder.“ 

— „Hier ist Algerien: die Stimme des Volkes. Die Nummer 
102 ist nicht mehr in Betrieb. Bitte rufen Sie den Dienst des 
Volkes unter der Nummer 07 an“ (bezieht sich auf Artikel 
07, der besagt, dass das Volk die Quelle aller Souveränität 
ist). 


Was die internationale Solidarität betrifft, so kann ich sa- 
gen, dass die unterdrückten Völker der Region und darüber 
hinaus sich im Dialog miteinander befinden. Die sudanesi- 
sche Bevölkerung und die algerische Bevölkerung verfolgen 
jeweils die Kämpfe der anderen und sind zunehmend inspi- 
riert und entschlossen, ihre eigene Revolution zu machen 
und die Systeme zu stürzen, die sie seit Jahrzehnten unter- 
drückt haben. Es gibt diesen lustigen Cartoon des algeri- 
schen Journalisten Ali Dilem, der zeigt, wie die Sudanesen 2 
:1 gegen die Algerier gewinnen, weil sie zwei Staatsober- 
häupter gegenüber nur einem in Algerien gestürzt haben. Die 
Marokkaner*innen sind auch von dem inspiriert, was in Al- 
gerien geschieht, wie an den Liedern, die in den Stadien ge- 
sungen werden, zu sehen ist. Last, but not least ist da die un- 
erschütterliche und ewige Solidarität mit dem palästinensi- 
schen Volk. 


Der algerische Aufstand hat auch seine Besonderheiten, und 
ich werde versuchen, Ihnen einige Hinweise zu geben, die 
geeignet sind, seine Stärken und Schwächen zu verstehen. 


(a) Was diese Bewegung wirklich einzigartig macht, ist ihr 
Ausmaß, ihre friedliche Natur und ihre nationale Ver- 
breitung, auch im marginalisierten Süden. Die Bewegung 
ist auch durch die bedeutende Beteiligung von Frauen und 
insbesondere von jungen Menschen gekennzeichnet, die die 
Mehrheit der Bevölkerung ausmachen. Algerien hat seit 
1962, als die Menschen in Algerien auf die Straße gingen, 
um ihre hart erkämpfte Unabhängigkeit von der französi- 
schen Kolonialherrschaft zu feiern, keine so große, vielfälti- 
ge und weitreichende Bewegung erlebt. 


(b) Dieser Aufstand kann auch als Fortsetzung des antiko- 
lonialistischen Kampfes der 1950er und 1960er Jahre um 
die Wiederherstellung der politischen und wirtschaftlichen 
Souveränität angesehen werden. Die vielen Demonstrationen 
und Märsche, die stattgefunden haben, beziehen sich auf die 
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algerische antikolonialistische Revolution und ihre glorrei- 
chen Märtyrer, die ihr Leben für die Unabhängigkeit Algeri- 
ens geopfert haben, und bekräftigen, dass formale Unabhän- 
gigkeit ohne nationale und politische Souveränität keinen 
Sinn macht, zumal unsere Eliten das Land und seine Res- 
sourcen seit über dreißig Jahren verscherbeln. (...) 


(c) Solidarität mit Palästina: Algerier verstehen, dass ihre 
Befreiung ohne die Befreiung Palästinas nicht vollständig 
sein wird. Es ist wirklich einzigartig in der arabischen Welt: 
Neben den algerischen Flaggen sehen wir immer noch die 
palästinensische Flagge, und die Menschen erinnern sich 
noch immer gleichzeitig an die algerischen und die palästi- 
nensischen Märtyrer*innen. Dies erklärt sich aus der Tatsa- 
che, dass in der gesamten Region nur Algerien (neben Paläs- 
tina) einen grausamen, rassistischen und unmenschlichen 
Kolonialismus erlebt hat. 


(d) Die politische Landschaft, die wegen der Dezimierung 
einer echten politischen Opposition, des Scheiterns der 
Mehrparteienpolitik und der Unterdrückung und/oder Koop- 
tierung von Gewerkschaften und anderen Akteuren der Zi- 
vilgesellschaft einer Wüste gleicht, hat die Menschen dazu 
veranlasst, sich anders zu organisieren. In den letzten Jahren 
wurden kritische Meinungen und Unzufriedenheit zuneh- 
mend durch vereinzelte Demonstrationen oder das Entstehen 
horizontaler sozialer Bewegungen zum Ausdruck gebracht, 
insbesondere in der gas- und ölreichen Sahara, wo es in den 
Jahren 2012 und 2015 zu Bewegungen von Arbeitslosen und 
Antifrackingbewegungen kam. Die Feindseligkeit gegenüber 
politischen Parteien ist tief verwurzelt, wie die aktuelle Dy- 
namik in der breiten Bevölkerung zeigt. (...) 


Es ist klar, dass dies ein Volksaufstand ist, da er große Teile 
der Mittelschicht sowie der marginalisierten Klassen in städ- 
tischen und ländlichen Gebieten mobilisiert hat, die von 
jahrzehntelanger neoliberaler Politik und einer korrupten 





Marsch in Bejala, 22. März 2019, https://attacmaroc.org/fr/2019/04/20/01/ 


Geldwirtschaft im Zuge der räuberischen Globalisierung be- 
troffen sind, die die Plünderung der finanziellen und natürli- 
chen Ressourcen des Landes erleichtert hat. Es sei darauf 
hingewiesen, dass Studierende, abhängig Beschäftigte (ins- 
besondere im Öl- und Gassektor), autonome Gewerkschaf- 
ten, Richter und Anwälte eine sehr wichtige Rolle bei diesen 
Mobilisierungen spielen, indem sie ihre eigenen Demonstra- 
tionen organisieren, zu Streiks aufrufen und die Dynamik 
aufrechterhalten. Im Gegensatz zum Sudan, wo die Allianz 
für Freiheit und Wandel und der sudanesische Berufsverband 
die Rolle einer Art Führungs- und Organisationsstruktur 
spielen, werden die Dinge in Algerien anscheinend horizon- 
tal und vor allem über soziale Medien organisiert, in denen 
die Demonstrationsaufrufe verbreitet werden. (...) 


Die nahezu sakralisierte Spontaneität, das Fehlen von Füh- 
rung und die Feindseligkeit gegenüber jeder Form der Struk- 
turierung sind nicht nur in Algerien zu beobachten, sondern 
wurden auch bei anderen Revolutionen in anderen Ländern 
wie Ägypten und Tunesien beobachtet. Es ist wahr, dass 
Spontaneität und führungslose Bewegungen zunächst große 
Mobilisierungen von vielen gesellschaftlichen Gruppen her- 
vorrufen können, die den Eindruck von Einheit jenseits von 
Klasse, Geschlecht und ideologischer Orientierung vermit- 
teln. Es kann jedoch gefährlich werden, wenn die sozioöko- 
nomischen Rechte der Marginalisierten aus jeder Debatte 
herausgehalten werden. In solchen Szenarien werden legiti- 
me Fragen der Volkssouveränität und der sozialen Gerech- 
tigkeit vagen dominanten liberalen Vorstellungen von „de- 
mokratischer Verwaltung“, „guter Regierungsführung‘“, 
„Freiheit“ und „Gleichheit“ weichen, was zu Lasten der An- 
sprüche der Verdammten der Erde geht. 


Foto und Text: Attac Marokko 
Quelle: https://redflag.org.au/node/6759 
Übersetzung: SiG-Redaktion 








Algerien — Einige Hinweise 


Ein »Pakt für einen echten 
demokratischen Übergang« wurde am 28. 
Juni von verschiedenen Parteien, 
Gewerkschaften und Vertretern aktiver 
Gruppen unterzeichnet. 

Wortlaut auf Französisch hier. Darin heißt es 
unter anderem, dass eine 
Präsidentschaftswahl, wie sie von 
Übergangspräsident Abdelkader Bensalah 
und Militärchef Ahmed Gaid Salah forciert 
wird, »nur dazu dienen wird, das derzeitige 
System zu erneuern« JW 


Dossiers: 


http://www.labournet.de/category/internationale 
s/algerien/ 








„Nein zu der Scheinopposition — Revolution durch das Volk und für das Volk“ 
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https://www.mediapart.fr/journal/international/d 
ossier/notre-dossier-la-revolte-algerienne 
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Attac Frankreich, Attac Österreich, Attac Spanien u. a. m. 
Kein ALECA mit Tunesien! 
Widerstand gegen das Freihandelsabkommen mit der EU 


Die Europäische Union verhandelt der- 
zeit mit Tunesien über ein tief greifen- 
des und umfassendes Freihandelsab- 
kommen (ALECA). Europa will seinen 
Unternehmen den gesamten tunesi- 
schen Markt öffnen und seine Rechts- 
normen durchsetzen. Dieses Abkom- 
men könnte die sozioökonomische Si- 
tuation Tunesiens verschlechtern und 
nur den europäischen multinationalen 
Unternehmen, insbesondere den franzö- 
sischen, Vorteile bieten. 

Wir, engagierte europäische Organisa- 
tionen und Bewegungen, verurteilen 
ALECA und seinen überaus neokolo- 
nialen Charakter. In Solidarität mit den 
tunesischen Organisationen, die gegen 
dieses Abkommen sind, unterstützen 
wir ihre Mobilisierung gegen die von 
Europa auferlegte neoliberale Politik. 


ALECA - Neoliberalismus reimt 
sich hier auf Kolonialismus 


ALECA ist die letzte Phase in der lan- 
gen Kolonialgeschichte zwischen Euro- 
pa und Tunesien, deren Verhältnis vor 
allem oft durch die Frage der Agrarflä- 
chen geprägt war. 

Dank der Unabhängigkeit vom 20. 
März 1956 erhielt Tunesien seine ent- 
eigneten Agrarflächen zurück. Aber die 
europäischen Siedler blieben auf 
großen Ländereien und am 12. Mai 
1964 verkündete Präsident Bourguiba 
das so genannte Gesetz über die "land- 
wirtschaftliche Evakuierung", das Aus- 
ländern den Besitz von Agrarland ver- 
bot. 

Unter Ben Alis Diktatur wurde der zu- 
rück erhaltene staatliche Grundbesitz 
manchmal Verwandten des Regimes 
übergeben, und unter dem Druck des 
IWF wurden manche Flächen privati- 
siert. 

Während der revolutionären Bewegung 
im Winter 2010-2011 wollte die Bevöl- 
kerung ihren Nationalreichtum, ein- 
schließlich der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche, zurückgewinnen. Aber die 
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Dynamik von Bodenkonzentration, Ex- 
port und landwirtschaftlicher Intensi- 
vierung zum Nachteil der Bauernschaft, 
die die Ernährungssouveränität sicher- 
stellt, konnte nicht angefochten werden. 
ALECA würde es den europäischen 
multinationalen Unternehmen wieder 
ermöglichen, die tunesischen landwirt- 
schaftlichen Flächen zu nutzen. 


Andererseits strebt Europa danach, 
neue Absatzmöglichkeiten für seine 
landwirtschaftlichen Überschüsse zu 
finden. Einige Sektoren der tunesischen 
Landwirtschaft (Viehzucht, Getreide 
und einige Pflanzenöle) werden dann 
durch europäische Importe ersetzt. 
Tunesien wird daher stärker vom Im- 
port von Grundnahrungsmitteln abhän- 
gig sein und seine Ernährungssouverä- 
nität verlieren. Laut UTAP (tunesischer 
Verband für Landwirtschaft und Fische- 
rei) würden 250.000 Bauern bedroht 
sein, ihre Existenzgrundlage zu verlie- 
ren. 


Aber die Landwirtschaft ist nur einer 
der durch den Neoliberalismus geschä- 
digten Bereiche. 1995 wurde der Indus- 
triebereich durch ein Assoziierungsab- 
kommen zwischen Europa und Tunesi- 
en für den Wettbewerb geöffnet. Infol- 
gedessen verschwanden in zwei Jahr- 
zehnten Hunderte von Unternehmen 
und fast eine ganze Branche, der Textil- 
sektor. Gleichzeitig gründeten europäi- 
sche Unternehmen in Tunesien Nieder- 
lassungen, denen einer Steueroase ver- 
gleichbare Privilegien gewährt werden, 
und deren Arbeitskräfte wenig kosten. 
Die Massenarbeitslosigkeit und die Ar- 
mut in Tunesien sind mit diesen Me- 
chanismen der wirtschaftlichen Herr- 
schaft verbunden. Weit davon entfernt, 
die Lehren aus den Aufstandsbewegun- 
gen zu ziehen, die das Land seit einem 
Jahrzehnt erschüttert haben, verfolgt 
Europa sein unwürdiges Projekt in Tu- 
nesien. 
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Neue Privilegien für Europa und 
multinationale Unternehmen 


Mit ALECA behält Europa seine Kon- 
trolle über Tunesien, indem es sein 
Wirtschaftsmodell exportiert. 

Die Wettbewerbsregeln sind ein Abbild 
des europäischen Modells des Strebens 
nach einem "reinem und perfektem" 
Wettbewerb . Die Subventionen werden 
schrittweise abgeschafft, die Preise für 
die grundlegenden Güter des täglichen 
Lebens können nicht mehr vom Staat 
festgelegt werden, und öffentliche Bei- 
hilfen werden nach europäischen Krite- 
rien gewährt, wobei die Europäische 
Kommission fünf Jahre lang die direkte 
Kontrolle innehat. 

Darüber hinaus zwingt ALECA Tunesi- 
en zur Übernahme europäischer Nor- 
men: Ein algerisches oder chinesisches 
Produkt, das diesen nicht entspricht, 
darf nicht nach Tunesien gelangen. Ziel 
ist es daher, einen tunesischen Markt zu 
schaffen, der ausschließlich für euro- 
päische Produkte bestimmt ist. 


ALECA enthält auch eine Schiedsklau- 
sel, die es multinationalen Unterneh- 
men erlaubt, Staaten vor einem Sonder- 
gericht zu verklagen, das über die na- 
tionalen Gerichte gestellt wird. Diese 
multinationalen Unternehmen könnten 
Maßnahmen zum Allgemeinwohl (So- 
ziale Sicherung, Gesundheit, 
Umwelt...) sowohl in Europa als auch 
in Tunesien aufheben. 

Diese Bestimmung hat bereits Hunderte 
von Millionen Dollar für Staaten gekos- 
tet, die versucht haben, die Wirtschaft 
zum Schutz des öffentlichen Interesses 
zu regulieren. Das Schlichtungssystem 
stellt die Profite multinationaler Kon- 
zerne über die Grundrechte. Es wurde 
durch europäische Mobilisierungen ge- 
gen TTIP und CETA angeprangert und 
muss verschwinden. Es wäre unan- 
nehmbar, es Tunesien aufzuzwingen. 
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Eine Sackgasse für die Probleme 
Tunesiens 

Mit ALECA werden die produktivisti- 
schen Anforderungen des Exports die 
natürlichen Ressourcen Tunesiens, ins- 
besondere das Wasser, stärker unter 
Druck setzen, während Tunesien bereits 
unter Wasserstress steht. Die Situation 
verschlechtert sich mit dem Klimawan- 
del, der vor allem durch die umwelt- 
schädliche Industrie oder die seit Jahr- 
zehnten von Europa geförderte intensi- 
ve Landwirtschaft verursacht wird. 
ALECA steht daher im Widerspruch zu 
den aktuellen Herausforderungen und 
Risiken und könnte eine schon kritische 
ökologische Situation verschlimmern. 


Parallel dazu verfolgt die EU ihre 
Grenzkontrollpolitik. Ursprünglich hat- 
te ALECA nicht geplant, die Mobilität 
der tunesischen Arbeiterschaft zu er- 
leichtern. Der europäische Arbeitsmarkt 
nutzt gering qualifizierte Arbeitsmi- 
grant*innen, wie die Hunderttausenden 
ohne Papiere, für die Reinigungsunter- 
nehmen oder das Hotel-und Gaststät- 
tengewerbe. Um jedoch die Unterstüt- 
zung der tunesischen Regierung zu ge- 
währleisten, verspricht Europa die Ein- 
führung eines neuen Visums mit verein- 
fachten Aufenthaltsbedingungen für 
eine privilegierte Personengruppe. 
Gemäß der neoliberalen und kolonialen 
Logik sollen eine Handvoll Geschäfts- 
leute und Führungskräfte reisen dürfen, 
die somit ein schönes Bild von den 
"historischen Verbindungen" zwischen 
Europa und Tunesien vermitteln sollen, 
während die Mehrheit der Bevölkerung 
mit Visaverweigerungen konfrontiert ist 
oder die gefährliche Erfahrung mit ille- 
galen Grenzübergängen hat. In diesen 


Logiken der neoliberalen und repressi- 
ven Kontrolle der Migration wird Tune- 
sien auf der untersten Stufenleiter bei 
der internationalen Arbeitsteilung ge- 
halten. 


Wie alle Freihandelsabkommen ist 
ALECA gleichbedeutend mit der Aus- 
beutung aller Bevölkerungsgruppen, 
der wirtschaftlichen und neokolonialen 
Ausbeutung der tunesischen Bevölke- 
rung. Der wirtschaftliche Nutzen wird 
nur wenige Großunternehmen betref- 
fen, und das Abkommen könnte das 
Problem der Arbeitslosigkeit und Un- 
gleichheit in Tunesien verschärfen. 


Der ALECA-Prozess läuft 


Neoliberale Reformen werden bereits 
durch die Schuldenpläne des IWF 
und der Europäischen Union durch- 
gesetzt: Unabhängigkeit der tunesi- 
schen Zentralbank, ein für multinatio- 
nale Unternehmen günstiger Investiti- 
onskodex, niedrigere Subventionen, das 
Gesetz über gesundheitliche und pflan- 
zenschutzrechtliche Normen usw. 
Daher ist es unerlässlich, gegen ALE- 
CA zu mobilisieren, denn es handelt 
sich um eine Fortführung der europäi- 
schen und französischen neokolonialen 
Politik. 

Darüber hinaus soll das gleiche Projekt 
allen Mittelmeerländern vorgeschlagen 
werden: Marokko, das erste Land, mit 
dem die EU Verhandlungen aufgenom- 
men hat, unterbrach sie 2014 auf Druck 
der marokkanischen Zivilgesellschaft, 
um eine Folgenabschätzungstudie 
durchzuführen; die EU befindet sich 
auch in der Diskussionsphase vor den 
Verhandlungen mit Jordanien und 
Ägypten. 


Marokko 


ALECA zu blockieren bedeutet, dem 
freien Handel und dem imperialisti- 
schen Projekt Europas in der gesamten 
Region entgegenzuwirken. 

Wir fordern 

° Stopp der Verhandlungen zwischen 
der EU und Tunesien über ALECA 

° Achtung der Souveränität Tunesi- 
ens 

° Beendigung der Ausbeutung der 
natürlichen Ressourcen Tunesiens 
und der Steuerprivilegien für euro- 
päische Unternehmen. 

° Die Annullierung der verabscheu- 
ungswürdigen Schulden, die der tu- 
nesische Staat mit der EU ohne Zu- 
stimmung des tunesischen Volkes ein- 
gegangen ist. 

° Freizügigkeit und Niederlassungs- 
freiheit für alle. 


Erstunterzeichner: 

Frankreich : 1. Association Survie / 2. 
Les Amis du Monde Diplomatique / 3. 
Confed6ration paysanne / 4. Aitec- 

IPAM / 5. ATTAC France / 6. Les Amis 
de la Terre 

Italien: 7. Fairwatch / 8. Stop TTIP 
CETA Italia Campaign 

Belgien: 9. Comite pour l’abolition des 
dettes illegitimes (CADTM) / 10. Corpo- 
rate Europe Observatory (CEO) / 11. Ent- 
raide et fraternite 

Irland: 12. KEEP IRELAND 
FRACKING FREE / 13. FIS NUA 
Spanien: 14. ATTAC Spain 

Österreich: 15. Anders Handeln 

16. ATTAC Austria 


https://noaleca.home.blog/2019/04/07/a 
ppel-contre-laleca-entre-leurope-et-la-tunisie 
Übersetzung: SiG-Redaktion 

Infos: 1. Aktuelle Arbeitskämpfe in 
LATELEC , Labournet.de 

2. Mehr über Tunesien: SiG Nr. 88, 89, 
92, 97, 98, 101, 102, 104, 105, 112 und 
http://www.cadtm.org/Tunisia?lang=en 




















ATTAC-Verbände unterstützen Gefangene, 
die zu der Protestbewegung in der marokkanischen Region Rif angehören 


21. Mai 2019 — Unsere Verbände des altermondialistischen 
Netzwerks ATTAC drücken ihre Solidarität mit den 
Dutzenden von Menschen aus, die an der Protestbewegung 
in der marokkanischen Region Rif teilgenommen und zu 
schweren Haftstrafen von 2 bis 20 Jahren verurteilt 
wurden. Diese Menschen haben sich friedlich im 
Wesentlichen für legitime soziale, wirtschaftliche und 
politische Forderungen eingesetzt (Öffnung der Rif-Region, 
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Arbeitsmöglichkeiten, um in Würde zu leben, effektive 
Anerkennung der Amazigh-Sprache, Recht auf Gesundheit 
usw.). Gemeinsam mit vielen anderen Organisationen und 
Einzelpersonen fordern wir die sofortige Freilassung 
dieser zu Unrecht verurteilten Gefangenen. 
https://attacmaroc.org/fr/2019/05/21/soutien-de-groupes-attac- 


aux-prisonniers-faisant-partie-du-mouvement-de-protestation-de-la- 
region-du-rif-au-maroc/ 
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Alain ROUY, Le Mouvement de la Paix, Frankreich 
Wir wollen keine Festung Europa, 


sondern eine Friedensmacht Europa 
Rede auf der Abschlusskundgebung vom Ostermarsch in Hamburg, 22. April 2019 


Bonjour, amis pacifistes de Hambourg! 
Liebe Friedensfreundinnen und -freun- 
de! 


Ich darf euch zunächst den friedlichen 
Gruß der französischen Pazifisten 
überbringen, anlässlich eurer zahlrei- 
chen Ostermärsche in ganz Deutsch- 
land, sowie hier in Hamburg! 

Ich danke recht herzlich dem Hambur- 
ger Forum für die Einladung: In dieser 
Zeit der Europawahl ist es nämlich 
wichtig, dass die europäischen Frie- 
denskräfte ihre Stimmen erheben und 
für ein Europa des Friedens zusammen 
handeln. 


Der europäische Aufbau war ursprüng- 
lich ein Friedensprojekt, die Lehre aus 
zwei Weltkriegen. Die deutsch-franzö- 
sische Aussöhnung war und bleibt ein 
Friedenszeichen. Aber heute darf man 
sich die Frage stellen: Ist die aktuelle 
Europäische Union eine Friedens- 
macht? Erfüllt sie die Friedenspflicht 
ihrer Anfänge? 

Leider lautet die Antwort: NEIN! 


Was wir heute erleben ist die Militari- 
sierung der Europäischen Union, und 
zwar unter Führung Frankreichs und 
Deutschlands. Macron und Angela 
Merkel haben sich für eine sog. euro- 
päische Armee ausgesprochen und be- 
schleunigen seit anderthalb Jahren den 
Prozess de Militarisierung in Europa. 
Konkret heisst da seine Entwicklung 
der PESCO, der «Permanenten struktu- 
rierten Kooperation» im Brüsseler Jar- 
gon; PESCO bedeutet die Erhöhung 
der Militärausgaben, eine neue Aufrüs- 
tungswelle und die Aktivierung der 
«europäischen Verteidigungsagentur», 
sprich der Rüstungsagentur. 

Der «Europäische Verteidigungsfonds» 
wird mit EU-Mitteln finanziert, 13 
Milliarden Euro für den Zeitraum 
2021-2027. Ziel ist es, Militärfor- 
schung und -industrie zu fördern und 
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zu unterstützen — und darauf freuen 
sich die Rüstungskonzerne unserer 
Länder. 

Kann man glauben, glauben wirklich 
Macron und Merkel, dass sie auf diese 
Weise die Europäische Union attrakti- 
ver für die Völker machen werden? 





https://www.mvtpaix.org/wordpress/ 





Ich komme aus einem Land, wo eine 
Sozialbewegung großen Ausmaßes seit 
24 Wochen ununterbrochen dauert, die 
Bewegung der Gelbwesten. Die Medi- 
en berichten mehr über einige Krawal- 
le als über deren Inhalt; denn was ist 
der Kern der Forderungen? Ein besse- 
res Leben für die Menschen, eine ge- 
rechte Umverteilung, mehr Geld für 
den öffentlichen Dienst, für die Kran- 
kenhäuser und die Schulen, eine größe- 
re Kaufkraft für all jene Leute, die von 
ihrer Arbeit einfach leben möchten und 
die es nicht wirklich schaffen. 

Ich grüße die Vertreter der Gilets jau- 
nes hier in Hamburg und schlage vor, 
dass wir unsere Solidarität laut bekun- 
den: «Ganz Hamburg mit den Gilets 
Jaunes!» 


In Frankreich sowie auch in Deutsch- 
land wächst die Armut unter Leuten, 
die doch einen Job haben und trotzdem 
es immer schwerer haben. Macron soll 
in wenigen Tagen seine Antwort geben, 
aber wir wissen schon im voraus, dass 
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er auf die Kürzungspolitik nicht ver- 
zichten will — nur für die Militärausga- 
ben gibt es keine Kürzungen! 


Als Pazifisten bedauern wir sehr, dass 
die Frage der Aufrüstung im Europa- 
wahlkampf kaum erörtert wird. Hier 
liegt doch eine riesige Geldquelle für 
nützliche soziale Ausgaben Statt des- 
sen haben sich Präsident und Regie- 
rung dazu entschlossen, die NATO- 
Forderungen zu erfüllen, 2% des BIP 
für die Rüstung. Die NATO ist aber 
kein Friedensprojekt, die NATO ist ein 
kriegerisches Bündnis im Dienst der 
US-Interessen. Wer behauptet also, 
dass eine europäische Armee uns unab- 
hängig von den USA macht, der lügt 
und weiß, dass er lügt: laut Lissaboner 
Vertrag ist die NATO wortwörtlich 
«das Fundament» der europäischen 
Verteidigung und «das Instrument de- 
rer Verwirklichung». 


Die Militarisierung der EU erfolgt im 
Rahmen der NATO und stärkt die 
NATO und bringt mit sich mehr Unsi- 
cherheit auf den europäischen Konti- 
nent und in die Welt. 

Deshalb fordern wir: 

Raus aus der NATO, Auflösung die- 
ses aggressiven Militärbündnisses! 


Wie ihr wisst, ist auch Frankreich 
Atommacht. Auch hier werden riesige 
Geldsummen vergeudet. Gegen das 
Völkerrecht verstoßend, «moderni- 
siert» Frankreich seine Kernwaffen; da 
gibt es keine Kürzungen. Und doch hat 
eine Umfrage letztes Jahr gezeigt (sie 
erschien in der katholischen Zeitung 
La Croix und in L’Humanite), dass die 
große Mehrheit der französischen Be- 
völkerung - über 70% - dafür sind, 
dass Frankreich zum Prozess des Ver- 
bots und der Vernichtung aller Atom- 
waffen aktiv beiträgt. Deshalb sagen 
wir mit euch zusammen: Stoppt die 
Atomwaffen! Unterzeichnet und ra- 


tifiziert den Atomwaffenverbotsver- 
trag der UNO! 

Die europäischen Friedensbewegungen 
plädieren für ein atomwaffenfreies Eu- 
ropa: Wir wollen keine Atomwaffen 
mehr auf europäischem Boden! 


Eine weitere gemeinsame Forderung 
ist das Ende des Waffenexports. Die 
französische Regierung rühmt sich, 
dass Frankreich zum zweiten Waffen- 
exportland der Welt geworden ist. Auf 
diesem Gebiet arbeiten Macron und 
Merkel Hand in Hand: Im neulich un- 
terzeichneten deutsch-französischen 
Vertrag von Aachen gibt es nicht öf- 
fentliche Klauseln, die es ermöglichen, 
dass Frankreich deutsche Waffen in 
Drittländer exportiert. Was die deut- 
schen Rüstungskonzerne angeblich 
nach Saudi Arabien nicht mehr expor- 
tieren dürfen, wird doch mit Hilfe fran- 


zösischer Konzerne exportiert. Sowas 
ist eine Schande! 


Was die Pazifisten wünschen, ist eine 
ganz andere Europäische Union, des- 
halb schlagen sie ein Projekt für eine 
EU vor, die eine echte Friedenspolitik 
entwickeln sollte. Die EU sollte an ei- 
nem alternativen Sicherheitsmodell 
arbeiten, an einem pan-europäischen 
gemeinsamen Sicherheitssystem mit 
— und nicht gegen — Russland. 
Manchmal verwenden wir dazu den 
Ausdruck «Helsinki Ib», denn es geht 
darum diesen Geist von Helsinki der 
70er und 80er Jahre wiederzubeleben. 
Diese alternative Denken setzt natür- 
lich die Auflösung der NATO und den 
endgültigen Verzicht auf eine EU- 
Armee voraus. 

Im Rahmen der aktuellen Wahlkampa- 
gne ist es unsere Aufgabe, sowohl in 


Deutschland als auch in Frankreich, 
diese Thematik der Militarisierung der 
EU in die Debatten zu bringen, und 
zwar mit einfachen Losungen: 

Die EU braucht keine Armee für den 
Krieg, wir wollen keine neuen Rüs- 
tungsausgaben, wir wollen keine Fes- 
tung Europa ‚ sondern eine Frie- 
densmacht Europa, wir wollen eine 
gerechtere Gesellschaft, wo das Geld 
für friedliche, nützliche und soziale 
Ziele verwendet wird. 

Die Friedenskräfte haben also eine 
große Verantwortung in Europa. Ge- 
meinsam arbeiten wir ohne Rast und 
Ruhe an der Schaffung eines Europas 
des Friedens. Denn wir wissen: Der 
Frieden ist der einzige sichere Weg in 
die Zukunft! Lasst uns weiter gemein- 
sam für den Frieden kämpfen! 





Foto: https://www.acatfrance.fr/YemenL.aFrancecomplice (Jemen — Frankreich ist Kompliz) 





Frankreich: Hafenarbeiter gegen Waffentransporte nach Saudi-Arabien 


Nach Informationen der Rechercheplattform Disclose 
(https://made-in-france.disclose.ngo/en/) sollte Anfang Mai 
dieses Jahres in Le Havre ein Schiff im Stillen mit acht 
Caesar-Geschützen beladen werden. Dagegen wurde von der 
Action des chretiens pour l'abolition de la torture (ACAT) 
eine Beschwerde eingereicht, die jedoch abgelehnt wurde. 
Eine Demonstration am Kai, an dem das Schiff am 9. Mai 
anlegen sollte, die Ankündigung von Hafenarbeitern, das 
Beladen des Schiffes zu verweigern, und die zunehmende 
politische Kontroverse haben diese Waffenlieferung nach 
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Saudi-Arabien verhindert. Die Hafenarbeiter in Marseille 
(CGT), in Genua haben ebenfalls die Beladung eines 
Schiffes mit Waffen verweigert. Quelle: Rapports de force 


Arte-Bericht, France-Info (15. April 2019): 

Frankreich — das weltweit drittgrößte Waffen exportierende 
Land - lieferte Waffen, die im Krieg gegen Jemen eingesetzt 
wurden. 

Grundlage der Berichte sind die Enthüllungen von Disclose 
über einen geheimen Bericht der „Direction du 
renseignement militaire (DRM)“ 
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Kein Krieg gegen den Iran! 


Amir Mortasawi 
Deutschland darf sich an einem Krieg 
gegen den Iran nicht beteiligen! 


Aufruf mit der Bitte um Unterstützung 


Als Iranerinnen und Iraner, die seit längerer Zeit in Deutsch- 
land arbeiten und leben, sich aktiv am gesellschaftlichen Le- 
ben beteiligen sowie dieses Land als ihre zweite Heimat be- 
trachten, verfolgen wir mit größter Sorge und Betroffenheit 
die wachsende Gefahr eines Krieges gegen unsere ange- 
stammte iranische Heimat. 

Wir wenden uns an unsere deutschen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger sowie an die deutsche Bundesregierung und rufen 
sie mit Nachdruck dazu auf, alles in ihrer Macht Stehende zu 
tun, um den drohenden Krieg zu verhindern. 


Ein Krieg gegen den Iran wird nicht nur für die iranische Be- 
völkerung verhängnisvoll sein und abertausende menschli- 
che Opfer verursachen. Er ist geeignet, die gesamte Region 
des Mittleren und Nahen Ostens für einen längeren Zeitraum 
ins Chaos zu stürzen. Ein solcher Krieg hätte nach unserer 
Auffassung auch schwerwiegende Folgen für Europa und 
den Frieden in der Welt. 


Wir sind uns darüber im Klaren, dass die Möglichkeiten der 
Einflussnahme Deutschlands und der Europäischen Union 
auf die US-Regierung beschränkt sind. Andererseits sind wir 
auch überzeugt, dass die USA ohne Unterstützung ihrer Ver- 
bündeten, insbesondere in Europa, es nicht wagen werden, 
einen Krieg gegen den Iran vom Zaun zu brechen. Deshalb 
fordern wir unsere deutsche Bundesregierung mit allem 
Nachdruck dazu auf, schon jetzt klar und unmissverständlich 
zu erklären, dass Deutschland sich an einem Krieg gegen den 
Iran nicht beteiligen und den USA untersagen wird, ihre mi- 
litärischen Einrichtungen auf deutschem Boden (u.a. diverse 
militärische Hauptquartiere in Ramstein-Miesenbach und das 
Europäische Kommando der USA in Stuttgart-Vaihingen) im 
Falle eines solchen Krieges einzusetzen. Wir bitten die Bun- 
desregierung, auch die Europäische Union für eine klare 
Stellungnahme gegen den Krieg zu gewinnen. 


Wir unterstützen nachdrücklich alle Bemühungen der deut- 
schen Bundesregierung und der Europäischen Union zur Be- 
wahrung des Iran-Atomabkommens und bitten sie, zusam- 
men mit den anderen Unterzeichnerstaaten dieses Abkom- 
mens, der Russischen Föderation und der Volksrepublik Chi- 
na, eine humanitäre internationale Initiative zur Aufhebung 
aller Iran-Sanktionen zu starten. Des Weiteren schlagen wir 
vor, die seit November 2018 in New York laufenden Ver- 
handlungen für die Einrichtung einer von Massenvernich- 
tungswaffen freien Zone im Mittleren und Nahen Osten aktiv 
zu unterstützen sowie sich für die Teilnahme der USA und 
Israels an diesen Verhandlungen einzusetzen. 
https://amirmortasawi.wordpress.com/2019/05/29/20688277/ 


Friedenskooperative 
„Kein Krieg gegen Iran 
- Verhandeln statt eskalieren!“ 
'Kein Krieg gegen Iran 
Verhandeln statt eskalieren| 













ku Br 
Derzeit spitzt sich die Lage zwischen den USA und dem Iran 
zu. Es besteht die Gefahr, dass die Spannungen zu einer fol- 
genschweren Eskalation bis hin zu einem Krieg mit unabseh- 
baren globalen Folgen führen. Statt Kriegsdrohungen 
braucht es dringend Gespräche, um den Konflikt zu lösen. 
Das Nuklearabkommen (JCPOA) mit Iran muss Bestand ha- 
ben. 

Daher fordere ich die Bundesregierung sowie alle Abgeord- 
neten des Bundestages auf: 

- Treten Sie aktiv für eine zivile Lösung ein und wenden Sie 
sich gegen jegliche Eskalation und Aggression im US-Iran- 
Konflikt. 

- Schließen Sie jede deutsche Unterstützung für einen Krieg 
gegen Iran und erst recht eine deutsche Beteiligung daran un- 
missverständlich und grundsätzlich aus. Auch von US-Stütz- 
punkten in Deutschland, wie z.B. von der Airbase Ramstein 
oder dem EUCOM in Stuttgart, darf kein Krieg ausgehen. 

- Setzen Sie sich dafür ein, insbesondere mit Hilfe der europäi- 
schen Partner, dass das Nuklearabkommen mit Iran erhalten 
bleibt und wieder von allen Seiten anerkannt und weitergeführt 
wird. Dafür muss das Angebot der Beendigung der Sanktionen 
gegen Iran gemacht werden. Notfalls muss das Abkommen auch 
ohne die USA fortgesetzt werden. Jetzt unterschreiben: 


https://www.friedenskooperative.de/kein-krieg-gegen-iran 





Mohssen Massarrat zum besonders aktuellen Thema 
Regime Change, wie es die USA erneut im IRAN anstreben. 
45-minütigen Interview von Transparenz TV, das Clemens 
Ronnefeld ( Referent für Friedensfragen beim deutschen Zweig 
des internationalen Versöhnungsbundes ) geführt hat. 
(https://youtu.be/NJNWxgNRVvhE. ). 





Dossier: Eskalation zwischen USA, Israel und Iran 
http://www.friedensratschlag.de/?2018-05_Israel-Iran 





Fake News für den Krieg : Erneut soll mit offensichtlich 
gefälschten Beweisen ein Krieg vom Zaun gebrochen werden, 
diesmal gegen den Iran. - von Jens Bernert 

Die USA machen den Iran für die Angriffe auf zwei Öltanker 
im Golf von Oman verantwortlich. Die japanische 
Rundfunkanstalt NHK berichtet dabei komplett andere 
Tatsachen, als die westliche Propaganda dies tut. 








https://www.rubikon.news/artikel/fake-news-fur-den-krieg-2 
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IALANA fordert die sofortige Freilassung 
von Chelsea Manning und Julian Assange 


12. April 2019 

Im April 2010 veröffentlichte die Whistleblower-Platt- 
form Wikileaks von Assange hunderttausende als geheim 
klassifizierte US-Dokumente. Dadurch wurden schlimme 
völkerrechtliche und kriminelle Verstöße der USA aufge- 
deckt, darunter das Video „Collateral Murder“, das ein 
Kriegsverbrechen der Besatzung eines Kampfhubschrau- 
bers aus 2007 im Irakkrieg dokumentiert, bei dem 12 unbe- 
waffnete Zivilisten, darunter 2 Reuters-Korrespondenten, mit 
einem Maschinengewehr ermordet wurden. Die beteiligten 
Soldaten waren nicht bestraft worden. Das Video ging um 
die Welt und sorgte für breite Empörung. 


Die US-Army ermittelte die Soldatin Manning als angebli- 
che Informantin und setzte sie kurz danach fest. Dem damals 
noch nicht namentlich festehenden Informanten verliehen 
IALANA und VDW als „Anonymus“ den Whistleblower- 
preis 2011. Manning wurde dann von einem Militärgericht 
nach dem „Espionage Act“ von 1917 in einem skandalösen 
Verfahren zu der horrenden Strafe von 35 Jahren Gefängnis 
verurteilt (vgl. A.Falter in „Whistleblower in der Sicher- 
heitspolitik. Awards 2011/13, S. 183 ff. ). Bis dahin waren 
erst 3 Whistleblower nach diesem Gesetz verurteilt worden, 
das mit völlig unbestimmten Formulierungen hohe Strafen 
einschließlich Todesstrafe androht. Nach internationalen Pro- 
testen begnadigte 2017 Obama Chelsea Manning nach 7 Jah- 
ren Haft im Männergefängnis. 


Überraschend wurde sie vor 4 Wochen wieder festgenom- 
men, jetzt in Beugehaft, weil sie es gegenüber einer Grand 
Jury abgelehnt hatte, über ihre Zusammenarbeit mit Julian 
Assange auszusagen. Sie verwies auf ihre Angaben in ihrem 
eigenen Verfahren — mehr gebe es nicht zu sagen. Darauf 
wurde sie in unbefristete Einzelhaft genommen, bis sie sich 
zur Aussage bereit erkläre. Sie leidet unter Panikattacken und 
Depressionen — Folgen der langen Militärhaft. (1) 


Auch Assanges Gesundheitszustand ist bedenklich auf Grund 
des Ausnahmezustandes in der ecuadorianischen Botschaft. 
Beide in Haft — die Whistleblowerin und der Mann, der Prei- 
se dafür verdient hat, dass er ihre brisanten Informationen 
vor 9 Jahren veröffentlicht hat, beide nach 7 Jahren Frei- 
heitsentzug nun wieder festgenommen. Die Koinzidenz lässt 
ahnen, dass Schlimmes auf Assange zukommt für den Fall, 
dass er in die USA abgeschoben werden sollte: eine Anklage 
nach dem Espionage Act mit mindestens 35 Jahren Strafe. 


Dagegen ist fast vergessen, dass die Enthüllungen damals 
zahlreiche kriminelle Rechtsbrüche ans Licht brachten, die 
zu Geheimnissen erklärt worden waren. TALANA ist der 
Auffassung, dass Rechtsbrüche ohnehin keinen Geheimnis- 
schutz beanspruchen dürfen und die Offenlegung solcher 
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Vorgänge von strafrechtlicher Verfolgung freigestellt werden 
muss. 


Zwar haben die USA ihr Auslieferungsersuchen, das zur 
Festnahme Assanges geführt hat, mit einer weniger schweren 
Beschuldigung begründet, die nur mit maximal 5 Jahren 
Freiheitsstrafe geahndet werden könnte. Aber selbst wenn 
die britische Regierung die Auslieferung nur für diese Ankla- 
ge genehmigen würde: Wer möchte seine Hand ins Feuer da- 
für legen, dass solche Garantien nach internationalem Recht 
von den USA dann eingehalten würden? 

Mehr: https://www.ialana.info/?na=v&nk=2729-c224f3a328&id=41 





(1) (SiG-Red.) Offener Brief von Chelsea Manning , 5. Mai 
2019: https://www.rubikon.news/artikel/die-beugehaft 


IALANA = „International Association of Lawyers against 
Nuclear Arms (IALANA)“ https://www.ialana.de/ 





Mathias Bröckers 
Assange: 
Es geht um einen Präzedenzfall von 
internationaler Bedeutung 


Der Sonderberichterstatter des Hochkommissariats für 
Menschenrechte bei den Vereinten Nationen, der Schwei- 
zer Nils Melzer, der zusammen mit zwei medizinischen Ex- 
perten Julian Assange im Gefängnis besuchen konnte, hatte 
in seinem Gutachten am 31. Mai 2019 von der massiven 
“psychologischen Folter” gesprochen, der Assange seit Jah- 
ren ausgesetzt werde und ein sofortiges Ende der “kollekti- 
ven Verfolgung” des Wikileaks-Gründers gefordert. “In 20 
Jahren Arbeit mit Opfern von Krieg, Gewalt und politischer 
Verfolgung”, so Nils Melzer, “habe ich noch nie erlebt, dass 
sich eine Gruppe demokratischer Staaten zusammenschließt, 
um ein einzelnes Individuum so lange Zeit und unter so ge- 
ringer Berücksichtigung der Menschenwürde und der 
Rechtsstaatlichkeit bewusst zu isolieren, zu verteufeln und zu 
missbrauchen”. 

Klarer und deutlicher als in dem Statement des UN-Folterex- 
perten kann man kaum benennen, welchem menschenunwür- 
digen Unrecht Julian Assange seit Jahren ausgesetzt ist, doch 
abgesehen von einigen alternativen Medien erregten diese 
Anklagen kein größeres Aufsehen. Sie verschwanden sofort 
wieder aus den Nachrichten und der britische Außenminister 
Jeremy Hunt verbat sich die “hetzerischen Anschuldigun- 
gen” des UN-Berichterstatters. 


Der längere Artikel — mit Zitaten aus einem Artikel vom Son- 
derberichterstatter vom 26.6.2019 - steht hier: Telepolis (NDS 
1 Julil9) 
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Air Base Ramstein schließen! 


Der US-Militärstützpunkt Ramstein ist ein zentrales 
Drehkreuz für die Vorbereitung und Durchführung 
völkerrechtwidriger Angriffskriege. 

Die meisten tödlichen Einsätze US-amerikanischer 
Kampfdrohnen, u.a. in Irak, Afghanistan, Pakistan, 
Jemen, Syrien und Afrika, werden über die 
Satellitenrelaisstation auf der US-Air-Base Ramstein 
durchgeführt. 

US-Drohnenpiloten auf verschiedensten Militärbasen 
nutzen Ramstein für die Steuerung der Killerdrohnen in 
weltweiten und illegalen Kriegseinsätzen. 

Die US-Regierung hat mittels Drohnen in Pakistan, Jemen 
und Somalia fast 5000 Menschen außergerichtlich getötet — 
sowie über 13.000 im Afghanistan-Krieg. Ungezählte Opfer 
gab es durch US-Drohnen im Irak, in Syrien und in Libyen. 
Die große Mehrzahl der Opfer waren Unbeteiligte wie 
Frauen, Kinder und alte Menschen. 


Ohne Ramstein würde der gesamte Drohnenkrieg auf 
unbestimmte Zeit empfindlich behindert. 
https://www.ramstein-kampagne.eu/unterstuetze-die-kampagne/ 





Video der Abendveranstaltung am 28.Juni 2019 — mit: 
Ann Wright, eine pensionierte Oberstin der United States 
Army, ehemalige Mitarbeiterin des Auswärtigen Dienstes der 
USA und Aktivistin der Friedensbewegung. Am Tag vor Beginn 
des Irakkriegs trat sie aus Protest gegen den Irakkrieg von ihrem 
Posten bei den Streitkräften und dem Auswärtigen Dienst 
zurück. 

Andrej Hunko ist Europapolitischer Sprecher der Fraktion Die 
Linke im Bundestag und Mitglied der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates für Die Linke. Ein 
Arbeitsschwerpunkt ist die Drohnen-Thematik. 

Rainer Mausfeld ist ein deutscher Professor für Allgemeine 
Psychologie an der Universität Kiel und wurde durch seine 
2015 veröffentlichte Kritik an der repräsentativen Demokratie 
und den Funktionen der Massenmedien bekannt. 

Video über die Aktionswoche 





Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen - ICAN 
Neue Studie zu Investitionen in Atomwaffen 
- Deutsche Bank an erster Stelle! 


05. Juni 2019 - Laut der Studie der ICAN-Partnerorganisati- 
on pax christi “Shorting our security — Financing the 
companies that make nuclear weapons“ finanzieren deutsche 
Kreditinstitute die Herstellung von Atomwaffen mit Milliar- 
denbeträgen. Elf deutsche Finanzdienstleister haben den 
Atomwaffen-Produzenten seit Januar 2017 insgesamt rund 
11,67 Milliarden US-Dollar (10,36 Milliarden Euro) zur Ver- 
fügung gestellt. 

Spitzenreiterin ist weiterhin die Deutsche Bank mit 6,757 
Dollar, die ihre Investitionen gegenüber den Vorjahren sogar 
noch gesteigert hat. Im Mai letzten Jahres hatte die Deutsche 
Bank angekündigt ihre Geschäftsbeziehungen zu Atomwaf- 
fen-Herstellern beenden zu wollen. 

Platz 2 nimmt die DZ-Bank mit 1,525 Milliarden Dollar 
ein, gefolgt von der Commerzbank mit 1,322 Mrd. Dollar. 
Die DZ Bank, die Zentralbank für alle Volks- und Raiffeisen- 
banken, hat die Finanzierung von Atomwaffensystemen von 
470 Mio. US-Dollar (Januar 2014) auf 1,525 Milliarden Dol- 
lar (Januar 2017) gesteigert. 





Die Studie geht auch auf in Deutschland tätige Unterneh- 
men ein. Im Rahmen der nuklearen Teilhabe der NATO sta- 
tionieren die USA in fünf europäischen Ländern etwa 180 
Atomwaffen des Typs B-61 - Italien, Niederlande, Belgien, 
Türkei und Deutschland. Derzeit laufen die Modernisie- 
rungsmaßnahmen, um die B-61 mit der neueren B-61-12 zu 
ersetzen. Unter anderem produziert das Unternehmen Boe- 
ing für die in den Teilhabestaaten der NATO stationierten 
Bomben Heckbauteile in einem Auftragsvolumen von 163 
Millionen Euro. Diese sollten im Mai 2019 auftragsgemäß 
fertiggestellt werden, unklar bleibt wann die modernisierten 
Waffen in die europäischen Stützpunkte ausgeliefert werden. 
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Deutsche Friedensforschungsinstitute warnten in ihrem 
Friedensgutachten, dass die nukleare Weltordnung in akuter 
Gefahr sei und mit ihr die Stabilität des internationalen Sys- 
tems. „Die Aufträge für eine Modernisierung der Atomwaf- 
fen zeigen, dass wir uns bereits mitten in einem neuen Rüs- 
tungswettlauf befinden. Deutschland unterstützt dies durch 
nukleare Teilhabe und Stationierung von US-Atomwaffen in 
Büchel. Wer sich jedoch weltweit glaubhaft für nukleare Ab- 
rüstung einsetzen will, darf selbst keine Atomwaffen statio- 
nieren und modernisieren lassen“, so Anne Balzer, Referen- 
tin bei ICAN-Deutschland. 


Die Bevölkerungen der NATO-Teilhabe-Staaten sprechen 
sich seit Jahren mehrheitlich gegen die Stationierung von 
US-Atomwaffen aus, wie eine aktuelle Umfrage im April 
2019 bestätigt. 


https://www.icanw.de/pressemeldungen/studie-investitionen- 
atomwaffen/ 








Übersicht über die deutschen Investitionen in 
Atomwaffentechnologie seit Januar 2017: 
1.Deutsche Bank: 6,757 Mrd. Dollar 
2.DZ-Bank: 1,525 Milliarden Dollar 
3.Commerzbank: 1,322 Mrd. Dollar 
4.Allianz: 936 Mio Dollar 
5.BayernLB: 518,6 Mio Dollar 
6.IKB Deutsche Industriebank: 163,2 Mio Dollar 
7.Landesbank Hessen-Thüringen: 148,1 Mio Dollar 
8.Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 115,1 Mio Dollar 


9.Landesbank Baden-Württemberg (LBBW): 115,1 Mio Dol- 
lar 
10. Siemens: 114,1 Mio Dollar 
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Büchel ist überall - atomwaffenfrei.jetzt! Aktionspräsenz 2019 
20 Wochen gegen 20 Atombomben - Mach mit! 


Aufbauend auf den letzten Jahren, verstärken wir den Druck gegen die 20 Atombomben in Büchel! Wir werden 20 
Wochen lang protestieren: von 26. März bis 9. August 2019. In den USA steht die Produktion der neuen Atombomben 
B61-12, die in Büchel stationiert werden sollen, in den Startlöchern. US-Präsident Trump will den INF-Vertrag 
kündigen. Wir aber fordern: Deutschland muss dem UN-Atomwaffen-Verbotsvertrag beitreten! 
https://buechel-atombombenfrei.jimdo.com/ 





Deutsch-Palästinensische Gesellschaft e.V. 


Israel ist kein demokratischer Staat mehr 
BDS nicht mit Antisemitismus gleichsetzen 


Pressemitteilung Bad Burg, den 23.05.2019 

Wer die Debatte zum Antrag „Der BDS-Bewegung entge- 
gentreten - Antisemitismus bekämpfen“ von Union, SPD, 
Grünen und FDP verfolgte, konnte unschwer erkennen, wie 
undifferenziert diskutiert wurde. 

Die Befürworter des Antrages bekannten sich bedingungslos 
zum Existenzrecht des Staates Israel, das angeblich durch 
die in Palästina geborene und in vielen Ländern unterstützte 
gewaltfrei BDS-Bewegung gefährdet sei. 

Die Entschließung des Bundestages versetzt die Solidaritäts- 
bewegung und etliche NGOs in eine besorgniserregende 
Entwicklung. Ihre Bemühungen um sachliche Aufklärung 
für einen gerechten Frieden und die Beendigung der israeli- 
schen Besatzung unter Einhaltung von Menschen- und Völ- 
kerrecht, freier Meinungsäußerung und Selbstbestimmung 
werden pauschal als israelkritisch und antisemitisch einge- 
stuft. Es war mehr als erkennbar, dass die palästinanahen So- 
lidaritätsgruppen „mundtot“ gemacht werden sollen. 

Dass die unterdrückte palästinensische Zivilbevölkerung mit 
ihrer gewaltfreien BDS-Aktion vorrangig die Beendigung 
der Besatzung und nicht die Zerstörung des Staates Is- 
rael anstrebt, wird von den debattierenden Mitgliedern des 
Bundestages mit keiner Silbe erwähnt. 

Selbst der Appell prominenter israelischer Wissenschaft- 
ler BDS nicht mit Antisemitismus gleichzusetzen und die 
Solidarität mit den unter schwerer Diskriminierung leiden- 
den Palästinensern zu delegitimieren, wurde nicht beachtet. 
Ausgeblendet blieb die menschenverachtende Politik der is- 
raelischen Regierung und ihrer Militärverwaltung: völker- 
rechtswidrige Besatzung und Annektierung, Beschlag- 
nahme von Grund und Boden, Bau von völkerrechtswidrigen 
jüdischen Kolonien, Zerstörung von Häusern, Vertreibung 
von Einwohnern, nächtliche Razzien, Verhaftungen und In- 
haftierung von Kindern. 

Dagegen wurde immer wieder betont, Israel sei doch die ein- 





Sommerakademie von attac Deutschland in Bochum 
"Wie kann ein gutes Leben für Palästinenser*innen 
und Israel*innen erreicht werden?" 
mit Wiltrud Rösch-Metzler, Matthias Jochheim, 

Gabi Bieberstein, 2.8.2019, 9.30-13 Uhr 
mehr: Friedenskooperative 
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zige Demokratie im Nahen Osten, als hätte die israelische 
Regierung deshalb eine Legitimation für den permanenten 
Bruch des Völkerrechts und die Missachtung der internatio- 
nalen Vereinbarungen. Spätestens mit der Verabschiedung 
des israelischen Nationalstaatsgesetzes (1) hätten unsere 
Volksvertreter wissen müssen, dass Israel sich längst davon 
verabschiedet hat, demokratisch zu sein. Israel ist ein rein 
jüdischer Staat geworden und infolgedessen kein demokrati- 
scher mehr. Henry Siegmann, früherer Direktor des amerika- 
nischen jüdischen Kongresses: „Israel hat die Schwelle von 
der einzigen Demokratie im Nahen Osten zum einzigen 
Apartheidregime in der westlichen Welt“ überquert. 

Mit der Ablehnung der Zwei-Staaten-Lösung hat Israel ent- 
schieden, dauerhaft eine Besatzungsmacht zu bleiben, was 
Israel mehr schadet als die BDS. Die bewusst vorgenomme- 
ne undifferenzierte Betrachtung, alles, was israelkritisch sei, 
richte sich gegen das Existenzrecht des Staates Israel und sei 
infolgedessen antisemitisch, zeigt deutlich, wie der Antise- 
mitismus, den es zu bekämpfen gilt, nicht nur in Israel, son- 
dern auch von der Mehrheit im Bundestag instrumentalisiert 
wird. Gideon Levy kritisiert die Resolution zutreffend: 
„Deutschland, Schande über euch und eure Anti-BDS- 
Lösung.“ 

Nazih Musharbash, für das Präsidium Präsident der Deutsch- 
Palästinensischen Gesellschaft e.V. 

http://dpg-netz.de/ ; s. auch das Schreiben an die Bundestags- 
fraktionen vom 16.Mai 2019 

(1) http://www.rosalux.org.il/das-umstrittene-nationalstaatsgesetz/ 





Boykott gegen Israel - Vor 13 Jahren wurde die Bewe- 
gung für Boykott, Desinvestitionen und Sanktionen 
(BDS) gegründet. Zeit für eine kritische Bilanz von Nathan 
Thrall. https://monde-diplomatique.de/artikel/!5554925 





Israel: Demokratie, Apartheid und BDS - Einige An- 
merkungen zur Antisemitismus-Debatte. Von 
Norman Paech, https://www.nachdenkseiten.de/?p=52892 








The Israeli Committee Against House Demolitions 
pn nor 19 drmvon TPM 


&=ICAHD 


https://www.icahd.de/ Das israelische Komitee gegen 
Hauszerstörungen ist eine Menschenrechts- und Friedensor- 
ganisation, die 1997 gegründet wurde, um Israels Besetzung 











der palästinensischen Gebiete zu beenden. 
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Gegen die G7 und ihre Welt 





fel im 


Alternativer Gip Baskenland (19. - 26. August 2019) 


Attac Frankreich 


Die G7 wird ihren jährlichen Gipfel 
vom 24. bis 26. August 2019 in Biarritz 
abhalten. Die Gruppe der 7 (G7) um- 
fasst Kanada, Frankreich, Deutschland, 
Italien, Japan, das Vereinigte König- 
reich und die Vereinigten Staaten. Die 
Präsidentschaft für 2019 wird von 
Frankreich wahrgenommen. 


Wie jedes Jahr wird dem Gipfel der 
Staatschefs eine Reihe von Minister- 
treffen vorausgehen. In den letzten Jah- 
ren wurden auch thematische 'Engage- 
ment-Gruppen' zur Vertretung der Zi- 
vilgesellschaft eingerichtet: Nichtregie- 
rungsorganisationen, Jugend, Frauen, 
Forschung, Gewerkschaften und Ar- 
beitgeber. 


Emmanuel Macron macht seine G7- 
Präsidentschaft zu einem wichtigen 
Thema in seinem Mandat und sagte, 
dass die "Bekämpfung von Ungleich- 
heiten" eine Priorität für die G7 2019 
sein wird. Doch in diesem Punkt, wie 
die Gelbwestenbewegung uns daran er- 
innert, sieht man keine Ergebnisse! 


Im Gegenteil, indem sie die Austeritäts- 
politik unterstützt, trägt die G7 zur Zu- 
nahme der sozialen Ungleichheiten bei 
und verschärft trotz der Dringlichkeit 
die ökologische Krise. Bewegungen für 
eine andere Welt stellen seit langem die 
Legitimität der G7 in Frage, wo einige 
der reichsten Länder für die Welt als 
Ganzes entscheiden. 


Mit der Verschärfung der Migrations- 
politik, dem Machtantritt von Donald 
Trump und, in Europa, den Brexit-Ver- 
handlungen könnte diese G7 einige 
Schwierigkeiten haben; auf dem letzten 
Gipfel wurden Meinungsverschieden- 
heiten deutlich, insbesondere in Bezug 
auf Trumps Politik "America first". 
Aber es wird immer eine Einigung über 
das Wesentliche geben, insbesondere 
über die Weigerung, Maßnahmen zu er- 
greifen, um den freien Kapitalverkehr 
und den Steuerwettbewerb zwischen 
den Ländern zu beenden. 


Während sich die Gäste von Macron 
vom 24. bis 26. August in Biarritz tref- 
fen, werden die Sozialbewegungen 


schon in der Woche zuvor einen alter- 
nativen Gipfel im Baskenland abhalten, 
bei dem diese Fragen diskutiert und al- 
ternative, feministische und altermon- 
dialistische Vorschläge dargelegt wer- 
den. Zu der baskischen Länderplattform 
"G7-EZ" gehören Verbände, Gewerk- 
schaften, politische Parteien aus dem 
Norden und Süden (des Baskenlandes), 
und sie koordiniert mit einem Kollektiv 
nationaler Organisationen, um diese in- 
ternationale Mobilisierung zu entwi- 
ckeln. 


Attac, das sowohl an der lokalen Platt- 
form als auch am Kollektiv der nationa- 
len Organisationen teilnimmt, hat sich 
entschieden, in diesem Sommer keine 
Sommeruniversität abzuhalten und sich 
in hohem Maße an der Vorbereitung 
dieses alternativen Gipfels zu beteili- 
gen, insbesondere durch die Förderung 
von Verbindungen zu internationalen 
Netzwerken, einschließlich des euro- 
päischen Attac-Netzwerks. 


https://france.attac.org/agenda/article/con 
tre-le-g7-et-son-monde 








Aufruf - 


Web-Seiten: http://alternativesg7.org/ 


Alternativgipfel 21., 22., 23. August 2019 








und im Baskenland https://g7ez.eus/fr/ 


Über 90 Organisationen bereiten diesen Alternativgipfel 


vor. 


19. -20. August: Aufbau des Dorfs des Alternativgipfels in 


Hendaye. 


+21.- 23. August: Gegengipfel (Stadtzentrum von Hendaye 
und Kongresszentrum vom FICOBA in Irun). 

«Samstag, 24. August: Demonstration in Irun-Hendaye 
*Sonntag, 25. August um 12 Uhr: Jenseits der „Sperrzone“ in 
Biarritz wird die Regenbogenzone gebildet - durch Kundge- 


bungen und Aufläufe auf 7 Plätzen. 
Aufbau eines Camps: Infos 





chat. 
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1.Für eine andere Welt, Ausstieg aus dem Kapitalismus und 
der Diktatur der multinationalen Konzerne 


2.Gegen die Zerstörung unseres Planeten, lasst uns die Erde 
schützen, lasst uns alles Lebendige verteidigen. 


3.Für eine radikal feministische Welt, nieder mit dem Patriar- 


4.Vielfalt und Freiheit der Völker respektieren, für eine Welt 
ohne Kolonialismus, keine Diskriminierung 

5.Für eine soziale Demokratie und gleiche Rechte für alle, 
nieder mit der autoritären Herrschaft. 

6.Für eine gerechte Welt, die auf der Solidarität zwischen den 
Völkern basiert, nieder mit Kriegen und Imperialismus 
7.Niemand ist auf der Welt illegal, Abschaffung der Grenzen 
für die Menschen 


7 Themen 
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Sea-Watch-Kapitänin Pia Klemp 
Mit jedem Ertrinkenden im Mittelmeer 
stirbt ein Stück der Würde Europas 





„Lasst uns nicht vergessen: Menschenrechte sind nicht bloß zu unserem persönlichen Vorteil da. 
Sie sind eine Verpflichtung. Mit jedem Ertrinkenden im Mittelmeer stirbt ein Stück der Würde Europas“. 
Aus der Rede von Sea-Watch-Kapitänin Pia Klemp, 








Der Hausarrest der Kapitänin Carola Rackete vom „See Watch 3“ wurde am 3. Juli 


aufgehoben. Die Ermittlungsrichterin folgte der Argumentation von Rackete. Der 


06. ZUEN.20719 


Vorwurf des »Widerstands gegen ein Kriegsschiff« wurde fallen gelassen. Die 
Richterin stellte fest, dass zur Erfüllung ihrer Pflicht - der Pflicht zur Rettung von 
Menschenleben - auch der Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte gerechtfertigt 
war. Deshalb wurde auch dieser Vorwurf fallen gelassen. Darüber hinaus stellte sie 
fest, dass weder Tunesien noch Libyen als sicherer Hafen angesehen werden können 
und die Geretteten zu Recht nach Lampedusa, den nächsten sicheren Hafen, 


gebracht wurden. Mehr: Pro Asyl 


MM 


NOTSTAND DER 
MENSCHUICHKEIT 


BUNDESWEITE DEMOS 





37. Deutscher Evangelischer Kirchentag 
Resolution: “Schicken wir ein Schiff!” 


Am Weltflüchtlingstag haben wir beim 37. Deutschen Ev. 
Kirchentag in Dortmund in der großen Westfalenhalle bei 
der Veranstaltung „Gemeinsam für offene Häfen in Europa“ 
Mattea Weihe von der Sea-Watch zur Situation auf dem Mit- 
telmeer gehört: „Weil keine Rettungsschiffe durch die Ge- 
wässer fahren, die Rettungen durchführen, steigt die Todes- 
rate weiter, wenn wir nicht jetzt handeln. Wir brauchen wie- 
der Schiffe, die Sorge tragen können, dass der nächste Welt- 
flüchtlingstag gebührend gefeiert werden kann. Wir als Sea- 
Watch wollen gemeinsam mit der Zivilgesellschaft, den 
Städten und Kommunen, der Kirche und euch allen ein Zei- 
chen setzen und ein Schiff in das tödlichste Gewässer der 
Welt schicken. 

Ein Schiff der Gemeinschaft, der Solidarität und Nächsten- 
liebe. Ein Schiff von uns, von euch, von allen." 


Als Kirche dürfen wir dem Scheitern der europäischen Re- 
gierungen nicht zusehen. Kleine symbolische Schritte zur 
Aufnahme von Flüchtlingen sind wichtig, aber beenden das 
Sterben im Mittelmeer durch die fehlende Seenotrettung und 
die fehlenden sicheren Fluchtwege nicht. 

Daher fordern wir die EKD und ihre Gliedkirchen auf, selbst 
mutig zu handeln: Schickt selbst ein Schiff in das tödlichste 
Gewässer der Welt. Ein Schiff der Gemeinschaft, der Solida- 
rität und Nächstenliebe. Ein Schiff von uns, von euch, von 
allen. 


Angenommen mit riesiger Mehrheit im Rahmen der 
Veranstaltung „Kein ich ohne Wir“ beim Deutschen 
Evangelischen Kirchentag 2019 in Dortmund. 
https://www.kirchentag.de/mitwirken/resolutionen/ 





Andrej Hunko 
Menschenrechtsverletzungen bei Frontex 
nicht unter den Teppich kehren! 


Die Europäische Union errichtet eine Grenztruppe mit 
10.000 Einsatzkräften. Auch das Budget wird auf mehrere 
Milliarden aufgestockt, bei Grund- und Menschenrechten 
hingegen gespart. 

Der Rat und das Parlament in Brüssel haben die 
Kompetenzen der EU-Grenzagentur Frontex umfassend 
erweitert. Diese Veränderungen blieben selbst in migrations- 
solidarischen Bewegungen weitgehend unbeachtet. 

In der neuen Verordnung einer Europäischen Grenz- und 
Küstenwache ist beispielsweise der Aufbau einer „ständigen 
Reserve“ festgeschrieben. Nach gegenwärtigem Stand soll 
diese Truppe bis 2021 aus 5.000 Polizist/innen bestehen und 
bis 2024 auf 7.000 anwachsen. Die volle Einsatzbereitschaft 


Sand im Getriebe Nr. 132 


ist mit 10.000 Einsatzkräften in 2027 anvisiert. Die deutsche 
Bundespolizei stellt dann rund ein Zehntel dieses Personals. 
Die Grenzagentur beschafft außerdem eigenes Material, Aus- 
rüstung und Fahrzeuge. Erst kürzlich hat der Frontex-Chef 
Fabrice Leggeri neue geländegängige Jeeps mit Frontex- 
Logo vorgestellt. Die ersten Flugzeuge mit Frontex-Auf- 
druck sind hingegen große Drohnen aus Italien und Israel, 
die seit letztem Jahr für die Europäische Union das Mittel- 
meer überwachen. Polen bleibt in der neuen Verordnung 
Sitzstaat von Frontex. 


Quelle: Andrej Hunko , Die Freiheitsliebe (Danke an die 
Nachdenkseiten für den Hinweis, SiG-Red.) 
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German Foreign Policy 


Die erbärmlichen Tiefpunkte der Flüchtlingsabwehr 





Tragische Konsequenzen 
Scharfe Kritik an der EU hat zum Welt- 
flüchtlingstag der Europarat geübt. Dass 
die Union und ihre Mitgliedstaaten sich 
im Mittelmeer überwiegend auf die 
Flüchtlingsabwehr konzentrierten anstatt 
"auf humanitäre Aspekte und Menschen- 
rechte", habe "tragische Konsequenzen", 
urteilt die Menschenrechtsbeauftragte des 
Europarats, Dunja Mijatovic. Seit 2014 - 
damals wurde vor allem auf Drängen 
Berlins die italienische Seenotrettungs- 
operation "Mare Nostrum" beendet [1] - 
seien auf der Flucht vor "Krieg, Verfol- 
gung und Armut Tausende Menschen im 
Mittelmeer gestorben", stellt Mijatovi@ 
fest. Tatsächlich kamen dort von 2015 bis 
2018 laut Zählung der International Orga- 
nization for Migration (IOM) mindestens 
11.897 Menschen ums Leben. Hinzu 
kommen in diesem Jahr laut Angaben des 
UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR bis- 
lang mindestens 559 Todesopfer (Stand: 
19. Juni). Trotz des Massensterbens seien 
die Rettungsoperationen noch reduziert 
worden, konstatiert Mijatovi6; die EU ko- 
operiere zudem weiter mit Ländern, die 
eine desaströse Menschenrechtsbilanz 
aufwiesen, während NGOs, die "das Va- 
kuum füllen, das durch den Rückzug der 
Staaten aus der humanitären Hilfe ent- 
steht", mit "administrativen und juristi- 
schen Verfahren schikaniert werden".[2] 
Dies müsse sich dringend ändern. 


"Ein inakzeptabler Skandal" 
Massiven Protest äußern auch große in- 
ternationale Hilfs- und Menschen- 
rechtsorganisationen. Vor einem Jahr 
habe man die Regierungen der EU ange- 
fleht, "Menschenleben über die Politik zu 
stellen", konstatiert Annemarie Loof, Lei- 
terin der Hilfseinsätze von Ärzte ohne 
Grenzen: "Wir baten um eine menschli- 
che Antwort, um ein Ende der Ent- 
menschlichung verletzlicher Menschen 
auf See".[3] Stattdessen habe "die euro- 
päische Antwort erbärmliche neue Tief- 
punkte erreicht"(...) Ähnlich äußert sich 
Amnesty International. "Insbesondere das 
menschenverachtende wochenlange Ge- 
schachere bei der Aufnahme von aus See- 
not geretteten Menschen, die aus Libyen 
nach Europa fliehen, muss aufhören", er- 
klärt die Organisation anlässlich des 
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Weltflüchtlingstags: "Dass die EU keine 
Menschen mehr aus Seenot rettet und 
darüber hinaus die Arbeit der Seenotret- 
tungsorganisationen sogar noch blockiert, 
ist ein inakzeptabler Skandal."[4] Die 
Kritik ist auch insofern bemerkenswert, 
als Berlin und Brüssel Proteste der zitier- 
ten Menschenrechtsorganisationen wegen 
Verbrechen mit einer hohen Zahl an To- 
desopfern bei Bedarf regelmäßig nutzen, 
um politische oder gar militärische Inter- 
ventionen in anderen Staaten zu legiti- 
mieren. Proteste gegen Verbrechen der 
EU und ihrer Mitgliedstaaten hingegen 
werden ebenso regelmäßig ignoriert. 


Seenotrettung unter Strafe 
Scharf angeprangert wird weithin insbe- 


sondere das Vorgehen mehrerer EU-Staa- 
ten gegen private Seenotretter und gegen 
andere Unterstützer von Flüchtlingen. 
Italien prescht unter der Führung von In- 
nenminister Matteo Salvini (Lega) vor, 
hat seine Häfen für Rettungsschiffe ge- 
schlossen und Personen, die Flüchtlinge 
vor dem Tod auf dem Meer bewahren, 
vor Gericht stellen lassen. In der vergan- 
genen Woche hat die italienische Regie- 
rung zusätzlich ein Dekret auf den Weg 
gebracht, das Schiffseignern sowie Kapi- 
tänen, die "ohne Genehmigung in italieni- 
sche Hoheitsgewässer eindringen", eine 
Geldstrafe von bis zu 50.000 Euro an- 
droht; Schiffe, die wiederholt gegen das 
Dekret verstoßen, sollen beschlagnahmt 
werden.[5] 

In der Bundesrepublik hatte Innenminis- 
ter Horst Seehofer (CSU) schon im ver- 
gangenen Sommer strafrechtliche Schritte 
gegen Seenotretter verlangt.[6] Flücht- 
lingshelfer sind auch in weiteren EU- 
Staaten gerichtlich belangt worden, so 
etwa in Frankreich.[7] In Deutschland 
wiederum sieht ein neues Gesetz vor, die 
Weitergabe von "Informationen zum kon- 
kreten Ablauf einer Abschiebung" unter 
Strafe zu stellen [8]. Dies richtet sich 
ebenfalls gegen Personen und Organisa- 
tionen, die Flüchtlinge unterstützen. 


"Die tödlichste Grenze weltweit" 

Das Vorgehen gegen Seenotretter treibt 
mittlerweile auch die großen christlichen 
Kirchen in offene Opposition zur EU- 
Flüchtlingsabwehr. Papst Franziskus 
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spricht sich schon seit Jahren gegen die in 
der EU üblichen Abwehrpraktiken aus.[9] 
Anfang Juni hat nun auch die Evangeli- 
sche Kirche in Deutschland Position be- 
zogen. "Das Mittelmeer ist weiterhin die 
tödlichste Grenze weltweit", heißt es im 
Appell von Palermo, den der EKD-Rats- 
vorsitzende Heinrich Bedford-Strohm so- 
wie der Bürgermeister der sizilianischen 
Stadt Palermo, Leoluca Orlando, am 3. 
Juni unterzeichnet haben: "Viele sterben 
in diesen Tagen ungesehen, ohne in den 
Statistiken erfasst zu sein. Europa steht 
Jetzt vor der Wahl: Wollen wir 2019 hel- 
fen oder wegschauen?"[10] Bedford- 
Strohm und Orlando fordern: "Die Krimi- 
nalisierung der zivilen Seenotrettung 
muss ein Ende haben. Jetzt!" (...) 


Die EU vor Gericht 
Parallel zu den wachsenden Protesten be- 
schäftigt die EU-Flüchtlingsabwehr zu- 
nehmend die internationale Justiz. Zu 
Monatsbeginn haben Menschenrechtsan- 
wälte beim Internationalen Strafgerichts- 
hof (IStGH) in Den Haag Anzeige wegen 
des Flüchtlingssterbens im Mittelmeer er- 
stattet [11]. Bereits zuvor hatten Anwälte, 
die sich unter dem Namen Global Legal 
Action Network (GLAN) zusammenge- 
schlossen haben, ein Verfahren vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschen- 
rechte (EGMR) in Strasbourg ange- 
strengt. Gegenstand ist das Vorgehen der 
griechischen Behörden gegen den däni- 
schen Seenotretter Salam Kamal-Aldeen, 
der im Herbst 2015 begonnen hatte, von 
der griechischen Insel Lesbos aus Flücht- 
linge zu retten, die hilflos in ihren Booten 
auf dem Meer trieben. Kamal-Aldeen 
wurde im Januar 2016 festgenommen und 
für seine Rettungsaktivitäten in einem 
Strafverfahren mit zehn Jahren Haft be- 
droht. GLAN will nun eine Klärung des 
Falles zugunsten von Kamal-Aldeen vor 
dem EGMR erreichen, dies auch stellver- 
tretend für andere Seenotretter, die in der 
EU verfolgt werden, weil sie Flüchtlinge 
vor dem Tod bewahren.[12] 





[1] S. dazu Die tödlichste Migrationsroute 
der Welt. 

[2] Council of Europe member states must 
assume more responsibility for rescuing mi- 
grants at sea and protecting their rights. 
coe.int 18.06.2019. 





[3] European policies continue to claim li- 
ves on the Mediterranean Sea. msf.org 
12.06.2019. 

[4] Weltflüchtlingstag 2019: Amnesty Inter- 
national fordert mehr Solidarität bei der 
Flüchtlingsaufnahme in Europa. Pressemit- 
teilung vom 19.06.2019. 

[5] Italien geht gegen Flüchtlingshelfer vor. 
tagesschau.de 12.06.2019. 


[6] Kordula Doerfler: Lage spitzt sich wei- 
ter zu - Kritik auch an Horst Seehofer. berli- 
ner-zeitung.de 28.06.2018. 

[7] Rudolf Balmer: Kann Solidarität eine 
Straftat sein? taz.de 01.06.2018. 

[8] S. dazu Das Hau-ab-Gesetz. 

[9] S. dazu Das Leiden des Anderen und 


Lagerland. 
[10] Palermo-Appell. ekd.de 03.06.2019. 


IPPNW 








[11] S. dazu Die tödlichste Migrationsroute 
der Welt. 

[12] Cain Burdeau: Greece Faces Human 
Rights Court for Arresting Man Who Res- 
cued Refugees. courthousenews.com 
18.04.2019. 








Quelle: https://www.german-foreign- 
policy.com/news/detail/7973/ 





Sammellager für Geflüchtete verstoßen gegen Menschenrechte 


20. Juni 2019 

Die Ärzte in sozialer Verantwortung 
IPPNW und „borderline-europe — Men- 
schenrechte ohne Grenzen“ üben scharfe 
Kritik an den Sammellagern für Geflüch- 
tete in Europa und Deutschland sowie der 
Zusammenarbeit der Europäischen Union 
mit der libyschen Küstenwache. Die Or- 
ganisationen fordern die Abschaffung 
von sogenannten „Hotspots“ und 
„Transitzentren“ an den Außengrenzen 
Europas sowie ein Verbot der Inhaftie- 
rung von Schutzsuchenden. UN- und 
Botschaftsberichte belegen, dass Schutz- 
suchende in Libyen systematisch Folter, 
Versklavung und Gewalt ausgesetzt sind. 
Dementsprechend muss die Zusammenar- 
beit mit der sogenannten »libyschen Küs- 
tenwache« beendet werden und es darf 
keine Zurückführung nach Libyen geben. 


Lager wie Moria auf Lesbos dienen als 
Abschreckungsinstrumente der EU- 
Migrationspolitik mit ihren katastropha- 
len und menschenunwürdigen Bedingun- 
gen für Geflüchtete. Geflüchtete berich- 
ten, dass sie dort physisch und psychisch 
gesund und stark ankamen, aber dass die 
Bedingungen in dem Lager sie nach zwei 
oder drei Monaten krank machten. Viele 
Menschen dort bekämen psychische Pro- 
bleme, sie seien traumatisiert. „Dieses 





Mathea Schülke_ 
@MatheaSchuelke 22. Juni 
Im Rahmen der Proteste in #Ostritz 
gegen rechtsextremes Festival 
#SchildundSchwert haben die 
Bewohner/-innen ein Paar Schuhe für 
jede(n) der 2262 Ertrunkene(n) im 
Mittelmeer 2018 auf der Straße 
hingestellt. 








S. auch: www.tag24.de 
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abschreckende Lagermodell der Hotspots 
soll jetzt zunehmend auch z.B. in 
Deutschland in Form der Ankerzentren 
etabliert werden. Die aktuellen Gesetzes- 
vorhaben bestimmt Abschreckung um je- 
den Preis, ohne Rücksichtnahme auf hu- 
manitäre und menschenrechtliche Kon- 
ventionen“, erklärt Harald Glöde von 
borderline-europe. 


Die Situation in deutschen ANKER- 
Zentren verletzt nach Ansicht von Men- 
schenrechtsorganisationen rechtsstaatli- 
che Schutznormen, weil bei diesen Ver- 
fahren weder die Vertretung durch 
Rechtsanwälte noch die wirksame Kon- 
trolle behördlicher Entscheidungen durch 
unabhängige Gerichte gewährleistet ist. 
Kinder- und Jugendarzt und IPPNW-Mit- 
glied Dr. Thomas Nowotny kritisiert die 
geplante Verlängerung der Höchstdauer 
in den ANKER-Zentren auf 18 Monate. 
Schon heute würden dort 10% der bayeri- 
schen Insassen über 18 Monate fest ge- 
halten. Er selbst kenne eine Familie mit 
einer schwerst traumatisierten Mutter und 
zwei Kleinkindern, die seit mehr als zwei 
Jahren in Manching ausharren müsse. 
„Jeder Tag in einem solchen Lager 
macht krank, Kinder noch mehr als Er- 
wachsene. Aus ärztlicher Sicht müssen 
die ANKER-Zentren sofort geschlossen 


Medien außer Kontrolle: Wie Deutsche 
gegen Flüchtlinge mobilisiert werden 
13.06.2019 


Die “Flüchtlingskrise” sei in Wahrheit 
eine gewaltige Medien- und Politikkrise, 
so David Goeßmann. In seinem Buch 
“Die Erfindung der bedrohten Repu- 
blik” deckt der Journalist und Kontext- 
TV-Mitbegründer auf, wie die großen 
Leitmedien die Deutschen in die Irre 
führten. 

Sie hätten mit manipulativen Mitteln My- 
then verbreitet. Primäres Ziel der politi- 
schen Inszenierungen sei es, das ver- 
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werden und der Aufenthalt in jeder Art 
von Erstaufnahme-Einrichtung so kurz 
wie möglich sein“, so Dr. Nowotny. 
Noch immer könnten dort die Wohnun- 
gen z.B. nicht abgeschlossen werden, alle 
hätten Angst vor nächtlichen Abschiebun- 
gen. Noch immer fehle eine angemessene 
Kinderbetreuung, es gebe keine Koch- 
möglichkeit und nur Kantinenessen auch 
für Kleinkinder. Noch immer sei der Zu- 
gang zur medizinischen Versorgung ein- 
geschränkt. 


IPPNW und borderline-europe begrüßen 
die Gründung eines Bündnisses von 60 
Kommunen, die die Bundesregierung 
aufrufen, Regelungen zur Umsetzung 
der Forderungen der »Sicheren Häfen« 
zu schaffen. 


https://seebruecke.org/startseite/sicher 


e-haefen-in-deutschland/ 


Die IPPNW bereitet für kommendes Jahr 
in Zusammenarbeit mit dem Permant 
Peoples” Tribunal, borderline-europe, 
Women in Exile, Ärzte der Welt, dem 
Medibüro Berlin und Yaar e.V. ein zivil- 
gesellschaftliches Menscherechtstribunal 
zu dem Recht auf Gesundheit und körper- 
liche und seelische Unversehrtheit von 
Geflüchteten und Migrant*innen vor. 


www.ippnw.de 


schärfte Abschottungssystem durchzuset- 
zen. Denn Regierung und Wirtschaftseli- 
ten setzten trotz gegenteiliger Rhetorik 
seit Jahrzehnten auf „Flüchtlingsbekämp- 
fung“. Im starken Kontrast zur Fachwelt 
und den meisten Bürgern in der EU, die 
mehr Verantwortungsübernahme ihrer 
Regierungen und ein Ende der Abwehr- 
politik fordern. Wenn die Industriestaaten 
ihren Kurs gegenüber dem Globalen Sü- 
den nicht änderten, drohe angesichts der 
Klimaerwärmung eine Eskalation der 
Krisen. 

http://www.kontext-tv.de 





EU-Mercosur Abkommen 


Die EU hat sich Ende Juni 2019 auf den Abschluss der Verhandlungen für ein Freihandelsabkommen mit Mercosur 
(Vollmitglieder: Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay) geeinigt (offizieller Text und PM der EU-Kommission). 
German Foreign Policy nennt die Hauptprofiteure; Franzisco Mari geht auf die Schäden für die Bauern weltweit ein; 








Via Campesina und Attac Österreich warnen vor laxeren Lebensmittelkontrollen; 
340 Organisationen hatten die Innenpolitik und die umweltschädigende Politik von Bolsonaro angeprangert. 
Das Abkommen muss noch von den einzelnen Staaten und vom EU-Parlament ratifiziert werden. 





German Foreign Policy 
Freihandel mit Folgen 


(...) Die EU hat bereits Freihandelsvereinbarungen mit zahl- 
reichen Ländern und regionalen Zusammenschlüssen in La- 
teinamerika geschlossen.[1] Dem neuen Abkommen mit dem 
Mercosur kommt allerdings - neben demjenigen mit Mexiko 
- spezielle Bedeutung zu. Ist Mexiko für die EU nicht nur als 
Absatzmarkt interessant - seine Einwohnerzahl ist die zweit- 
höchste unter den Ländern Lateinamerikas -, sondern vor al- 
lem als Produktionsstandort für Verkäufe in die USA, so ragt 
der Mercosur ebenfalls wegen seiner Marktgröße, aber auch 
wegen seiner politischen Rolle heraus. Brasilien, das die 
größte Bevölkerung ganz Lateinamerikas verzeichnet, erar- 
beitet gut drei Viertel der gesamten Wirtschaftsleistung des 
Mercosur und strebt nicht nur ökonomisch, sondern auch 
politisch eine Führungsposition in Südamerika an. 


Die Hauptprofiteure 
Auf Seiten der EU erhoffen sich von dem Abkommen vor al- 
lem Industrieunternehmen steigende Profite. (...) Der größte 
Lieferant des Mercosur in der EU ist die Bundesrepublik; 
entsprechend können deutsche Unternehmen als Hauptprofi- 
teure des Freihandelsabkommens gelten, zumal die deutsche 
Industrie seit Jahrzehnten eine starke Stellung nicht zuletzt in 
Brasilien hält - so etwa in der Industriemetropole Säo Paulo. 
[2] Exportzuwächse erhofft sich insbesondere die Kfz-Bran- 
che. Dies betrifft zum einen die Lieferung von Fahrzeugen 
vor allem auf den schnell wachsenden brasilianischen Auto- 
markt, daneben aber auch den Export von Autoteilen an Fa- 
briken im Mercosur, darunter VW do Brasil und Mercedes- 
Benz Argentina. Deutschland ist - nach China und vor den 
USA - Brasiliens zweitwichtigster Kfz-Zulieferer.[3] (...) 
Südamerikanische Kritiker warnen bereits ausdrücklich, das 
Freihandelsabkommen werde "katastrophale Auswirkungen" 
haben; es könne sich als "Todesurteil für unsere Industrie" 
erweisen, heißt es in einer Erklärung von insgesamt 20 Ge- 
werkschaften aus den Mercosur-Staaten und Chile.[4] 
Tatsächlich ist die Vereinbarung geeignet, den Mercosur auf 
eine klassisch koloniale Stellung festzulegen - als Absatz- 
markt für EU-Industrieprodukte und Lieferant von Rohstof- 
fen. 


Berlin besiegt Paris 
Innerhalb der EU hat das Freihandelsabkommen alte Risse 
offengelegt und die Spannungen in der Union weiter erhöht. 
Ausdrücklich unterstützt worden ist die Einigung auf den 
Vertrag vor allem von Deutschland, dessen Industrie die 
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größten Profite erwartet. Explizit befürwortet wird die Ver- 
einbarung außerdem von Spanien und Portugal [5], die von 
den historischen Bindungen an ihre ehemaligen Kolonien zu 
profitieren hoffen. Scharf kritisiert ist das von der EU-Kom- 
mission ausgehandelte Abkommen allerdings von EU-Staa- 
ten, deren Landwirtschaft durch die Konkurrenz aus dem 
Mercosur erhebliche Einbußen zu erleiden droht; vor allem 
Frankreich und Irland haben sich deshalb energisch um klare 
Änderungen an dem Vertrag bemüht. Durchgesetzt hat sich 
letzten Endes die deutsche Position. Für Frankreich schmerz- 
lich ist nicht nur die erneute Niederlage im Machtkampf ge- 
gen die Bundesrepublik, sondern auch, dass Berlin Madrid, 
mit dem Paris manches Interesse teilt, in Sachen Mercosur 
auf seine Seite gezogen hat. Freilich muss das Abkommen 
noch vom Europaparlament und von den nationalen Parla- 
menten abgesegnet werden. Widerstände sind dabei nicht 
ausgeschlossen. (...) 


[1] Die EU unterhält Freihandelsvereinbarungen mit Mexiko, mit 
Zentralamerika (Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, 
Nicaragua, Panama), mit 15 Staaten der Karibik, mit Teilen der 
Andengemeinschaft (Kolumbien, Peru, Ecuador) und mit Chile. 

[2] S. dazu Der Chicago Boy und sein Präsident. 

[3] Branche kompakt: Brasiliens Kfz-Markt auf Erholungskurs. gtai.de 
27.02.2019. 

[4] Marta Andujo: Nach der Euphorie kommt Kritik am EU-Mercosur- 
Freihandelsabkommen. amerika21.de 01.07.2019. 

[5] Christoph G. Schmutz: Unterhändler ringen um ein 
Handelsabkommen zwischen der EU und den Mercosur-Staaten. nzz.ch 
27.06.2019. 
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7982/ 








Francisco Mari, Brot für die Welt 
Das Mercosur schadet 
Bäuerinnen weltweit 


Am Rande des G-20 Gipfels in Japan ist es nun doch passiert 
und die EU konnte sich auf den Abschluss der Verhandlun- 
gen für ein Freihandelsabkommen mit den Mercosur Staaten 
einigen. Der Jubel der neoliberalen Propheten und ihrer Pres- 
se kennt keine Grenzen. Schon wieder werden Arbeitsplätze 
und Geldgewinne für „die Deutschen“ prophezeit. Die EU 
beschwichtigt Kritiker mit Schutzklauseln für Menschen, 
Umwelt und Arbeitsrecht. Die hohen Standards Europas 
würden nicht verwässert werden. Sonst an der Speerspitze 
der globalen Marktöffnungsbefürworter vergießt der Bauern- 
verband Krokodilstränen für bäuerliche Familien in der EU 
und gegen den Import von Genprodukten. Was niemand 
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wahrnimmt ist aber, dass die Abschaffung der meisten EU 
Agrarzölle für verarbeitete Produkte aus Brasilien, die Zu- 
kunft für Afrika auf eine Wertschöpfung aus ihren Rohexpor- 
ten verbaut. Damit ist viel gesagt über die Ehrlichkeit der 
Bundesregierung und der EU in ihren Sonntagsreden Afrika 
beim Kampf gegen Armut und Arbeitslosigkeit zu unterstüt- 
zen. 


Es ist klar wer die Sieger sind in diesem Abkommen. Es sind 
wieder einmal die deutschen Konzerne - die Exportweltmeis- 
ter von Autos, Maschinen und Chemieprodukten. Insofern 
hat Bauernpräsident Rukwied recht. Das Auto hat gewonnen, 
die Kuh hat verloren. Allerdings sind seine Krokodilstränen 
kaum glaubhaft, wenn er durch die hohen Fleisch- und 
Zuckerquoten zugunsten der Mercosur-Länder zurecht 
Schwierigkeiten auf bäuerliche Familienbetriebe in der EU 
beklagt. Ist es nicht sein Verband der zusammen mit EU und 
Bundesregierung die Landwirte seit Jahren durch eine natur- 
zerstörende Intensivierung der Produktion zu einer größeren 
Abhängigkeit vom Exportgeschäft treibt? Hunderttausende 
haben in diesem Exportrennen in der EU ihre Höfe verloren. 
Und jubelten nicht DBV Präsident Rukwied und Landwirt- 
schaftsministerin Klöckner jüngst über die weitere Öffnung 
des chinesischen Marktes für EU Agrarexporte und über das 
EU-Vietnam Abkommen. Dieses zwingt Vietnam innerhalb 
von ein paar Jahren zum vollständigen Abbau von Schutzzöl- 
len für EU Schweinefleisch. Das wird vielen vietnamesi- 
schen Kleinhaltern ihre Existenz kosten. Wo ist da der Auf- 
schrei von Herrn Rukwied gewesen? Ganz zu schweigen von 
den jahrzehntelangen Schäden von EU Agrarexporten nach 
Afrika. 


Bauernverband gegen EU-Mercosur Abkommen 
Es ist also wenig glaubwürdig wenn die Befürworter von 
Glyphosat und Gentechnik, von Massentierhaltung und Ni- 
tratbelastung des Grundwassers nun im Namen der bäuerli- 
chen Familien in Europa, der Gegner von Gentechnik und 
des Schutzes der Amazonaswälder gegen das Mercosurab- 
kommen zu Felde ziehen wollen. Bisher war von ihnen 
nichts zu hören beim Ausbau des Sojaanbaus in Südamerika 
für die deutsche Fleisch- und Milchproduktion, obwohl er 
auf Kosten der Gesundheit der indigenen Bevölkerung durch 
exzessiven Glyphosateinsatz geht und mit ihrer Vertreibung 
wegen extensiver Rodung des Amazonaswaldes verbunden 
ist. Da ist der jetzige Protest gegen das Abkommen der EU 
doch etwas scheinheilig. (...) 


Nicht dabei und dennoch geschädigt 
- Afrikas KleinbäuerInnen 

(...) Wie beim geplanten TTIP mit den USA hat dieses Ab- 
kommen auch massive Wirkungen auf Drittstaaten, die gar 
nicht mit am Verhandlungstisch sitzen. Das jetzige mit La- 
teinamerika hat ganz besonders negative Wirkungen, zum 
Beispiel auf Afrika. Bundesminister Müller wird nicht müde 
zurecht mehr Wertschöpfung aus den afrikanischen Rohstof- 
fen in Afrika selbst einzufordern. Aber nun wird diese gute 
Absicht — wie so vieles nicht mal im Ansatz realisiert- zu- 
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gunsten der afrikanischen Kakao- Kaffee- und Obstprodukti- 
on durch einen neuen Exportriesen durchkreuzt: Brasilien. 
Nicht weil es bisher Zölle auf brasilianische Rohware gege- 
ben hätte. Rohkakao oder Rohkaffee, aber auch Mangos, 
Ananas oder Orangen aus Ghana, Uganda oder Brasilien 
wurden bisher schon zollfrei in die EU eingeführt. 


Nein, die Zollsenkungen im Mercosur Abkommen für die 
Einfuhr in die EU betreffen im Agrarbereich vor allem die 
verarbeiteten Produkte. Musste bisher Schokolade, gerösteter 
Kaffee oder Orangensaft im 1 Liter Behälter aus Brasilien 
noch 10 -20% Einfuhrzoll in der EU zahlen, fällt das in Zu- 
kunft weg. Damit ist Brasilien gegenüber den ärmsten Län- 
dern, die ihre Produkte, wie zum Beispiel Kakao, zumindest 
mit einem Verarbeitungsschritt veredeln wollen, z.B. zu Ka- 
kaobutter beim Einfuhrzoll in die EU gleichgestellt — kein 
Zoll. Zum Teil ist Brasilien in Zukunft sogar gegenüber den 
ärmsten Ländern (ohne EPA) im Vorteil, wenn man die sog. 
Ursprungsregeln betrachtet, wie z.B. für Milchschokolade 
aus Afrika, da es den Zucker dafür selbst herstellt. Siehe die- 
sen Blogbeitrag. 


Präferenzerosion: 

EU nimmt armen Länder ihre Handelsvorteile 
Diese Handelssituation erleben die ärmsten Länder schon 
länger und nennt sich „Präferenzerosion“. Hatte man den ar- 
men Ländern für ihre Entwicklung noch vor 20 Jahren ex- 
klusiven zollfreien Zugang zum EU Markt gegeben, erhalten 
ihn nach und nach auch Industrie- und Schwellenländer, wie 
nun die Mercosur Staaten. Der Vorteil für die Ärmsten 
schmilzt und Investoren, die vielleicht darauf gebaut haben, 
die schlechteren Ausgangsvoraussetzungen in Afrika durch 
Zollfreiheit in die EU auszugleichen, werden sich nun über- 
legen, ob sie in Wertschöpfung der Rohprodukte investieren, 
wie Bundesminister Gerd Müller das für Afrika erwartet. 
Das gilt auch für den Textilbereich, wo auch die Einfuhrzölle 
aus Südamerika in die EU fallen sollen. 

Dabei haben die EU und Bundesregierung seit der sogenann- 
ten Migrationskrise 2015 mit unzähligen Programmen, wie 
Marshallplan, Compact with Afrika oder dem Entwicklungs- 
investitionsfonds AfricanGrowth versucht Investoren nach 
Afrika zu locken. Das Ziel dabei ist, dass die Tafel Milch- 
schokolade, der Ananassaft oder der Röstkaffee direkt aus 
Afrika in unsere Supermarktregale kommen und die so sehr 
ersehnten Arbeitsplätze in Afrika schaffen, damit es niemand 
mehr riskieren muss nach Europa zu fliehen. Selbst wenn das 
ehrlich gemeint war, werden Investoren jetzt nicht mehr von 
dem Vorteil profitieren können, dass afrikanische Produkte 
exklusiv zollfrei sind. Nun haben Schokolade oder Orangen- 
saft aus Togo oder Brasilien den selben Zollsatz, nämlich gar 
keinen Zoll. Da Brasilien sowie schon bei vielen Produkten 
günstiger produziert als Afrika, kann es nun seine Produktion 
bei verarbeiteten Produkten massiv ausweiten, z.B. bei Ka- 
kaomasse, Obstsäften und Gemüsekonserven. Damit wird 
nicht nur der Aufbau einer afrikanischen Weiterverarbeitung 
verhindert, sondern die eine Produktionsausweitung bei den 
Rohprodukten (Kakao, Zucker, Obst) wird auch die Rohpro- 
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duktion in Afrika bedrohen und zumindest werden dadurch 
die Weltmarktpreise in den Keller ziehen. 


Diese „Präferenzerosion“ bei gleichen Produkten wird auch 
in anderen Bereichen stattfinden, wie beim Export von 
Fischdosen aus Cote d’Ivoire, grünen Bohnen aus Kenia 
oder Zitrusfrüchten aus Südafrika. Auch die Ausweitung der 
Quotenimporte in die EU für Rindfleisch und Geflügel wer- 
den direkt Namibias Rindfleischexporte treffen und beim 
Geflügel werden indirekt wieder hunderttausende Tonnen 
Hähnchenteile aus Brasilien die afrikanischen Märkte neu 
überfluten. Denn die EU wird die neue 100.000 Tonnen Ein- 
fuhrquote für Geflügel aus Südamerika auf Einfuhren von 
Hähnchenfilet beschränken. Dies schafft wieder dreimal so 
viel Menge an „Resten“, die Brasilien, wie bisher und genau- 
so wie die die EU und die USA nach Afrika verschiffen. 
Schöne Aussichten für die afrikanischen Tiermäster. 


Brasilien bedroht Aufbau afrikanischer 
Wertschöpfung bei Agrarproduktion 

Auch damit wird deutlich, wie die Interessen der deutschen 
und europäischen Konzerne, trotz aller politischen Lippenbe- 
kenntnisse für Umwelt, Menschenrechte, EU BäuerInnen 
und ein afrikanisches Wachstum, immer die Richtschnur für 
Entscheidungen von EU-PolitikerInnen und vor allem für die 
EU-Kommission sind. Wahrscheinlich wird auch hier die EU 
„besondere Hilfen“ für afrikanische ProduzentInnen anbie- 
ten, die Opfer des EU-Mercosur Deals werden, sowie für EU 
BäuerInnen versprochen, nur daran glauben wird niemand in 
Afrika. 
Noch ist das Abkommen nicht ratifiziert und wohl zum 
letzten Mal wird ein EU-Handelsabkommen auch die na- 
tionalen Parlamente zur Ratifizierung durchlaufen. 
Auf den EU-Rat kann man kaum setzen und ob das neu ge- 
wählte EU Parlament kritischer sein wird als bei der Verab- 
schiedung der EPAs, des CETA Abkommens oder dem EU- 
Vietnamabkommen, wird sich zeigen. 
Aber dennoch sollten Umwelt- Tierwohl- und Entwicklungs- 
organisationen und bäuerliche Organisationen den Politke- 
rInnen in EU und Bundestag für ihre Zustimmung zum EU- 
Mercosurabkommen eine besonders hohe Rechnung der 
schädlichen Folgen präsentieren, damit es hinterher nicht 
wieder scheinheilig heißt, „wir haben das nicht gewusst!“ 


https://info.brot-fuer-die-welt.de/blog/mercosur-abkommen-schadet- 
baeuerinnen-weltweit 








Via Campesina und Attac 
(Österreich) 


Laxere Lebensmittelkontrollen 
(...) Die EU selbst schlug eine Beschleunigung der Export- 
genehmigung für tierische Produkte vor. Das Importland soll 
auf amtsärztliche Kontrollen einzelner Viehbetriebe verzich- 
ten, wenn das Exportland „ausreichende Garantien“ erbringt, 
die Standards des importierenden Landes einzuhalten -eine 
weltfremde Klausel angesichts der notorischen Lebensmit- 
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telskandale und des chronischen Behördenversagens. Auch 
die Häufigkeit der Importkontrollen soll sinken.Der Gam- 
melfleisch-Skandal2017 zeigt, dass hier die Lebensmittelsi- 
cherheit aufs Spiel gesetzt werden könnte. 

Angriff auf das Vorsorgeprinzip 
In der EU ist das Vorsorgeprinzip rechtlich verankert. Es er- 
möglicht Produkten bei Risiken und wissenschaftlicher Unsi- 
cherheit (z.B. bei Krankheitserregern, Pestizid-und Tiermedi- 
kamentenrückständen oder GVO-Kontamination) die Zulas- 
sung zu verweigern. Im gesamten Entwurf des Mercosur- 
Vertragstextes findet sich nur eine einzige Erwähnung des 
Vorsorgeprinzips —bezeichnenderweise im nicht-sanktionsbe- 
wehrten, also zahnlosen, Nachhaltigkeitskapitel. Vorsorgli- 
che Beschränkungen im Sinne des Vorsorgeprinzips könnten 
somit als potenzielle Verstöße gegen das Assoziationsabkom- 
men geahndet werden. 
https://www.viacampesina.at/wp-content/uploads/2019/06/EU- 
Mercosur-Briefing-kurz.pdf 
(Mehr Infos zum Abkommen in der ausführlichen Analyse von 
Attac und Via Campesina Austria) 











Offener Brief an die EU 


340 Organisationen weltweit (darunter attac Österreich, 
Frankreich, Deutschland, Spanien, Großbritannien — Global 
justice now) hatten im Juni 2019 in einem offenen Brief die 
Präsidenten des Europäischen Rats, der EU-Kommission und 
EU-Parlaments aufgefordert, die Verhandlungen sofort zu 
unterbrechen. Darin heißt es: 

„Die EU ist weltweit der zweitgrößte Handelspartner Brasi- 
liens, der zweitgrößte Importeur brasilianischen Sojas sowie 
ein wichtiger Importeur von brasilianischem Rindfleisch und 
anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Die EU trägt 
daher die Verantwortung, sich mit den Menschenrechtsver- 
letzungen (1) und Umweltverbrechen zu befassen, die in 
Brasilien unter der Regierung Bolsonaros stattfinden. Sie 
muss ihren Einfluss nutzen, um die Zivilgesellschaft, die 
Menschenrechte und die Umwelt zu schützen. (...) 

Die EU muss jetzt Präsident Bolsonaro unbedingt die un- 
missverständliche Botschaft senden, dass sie sich Verhand- 
lungen mit Brasilien über ein Handelsabkommen verweigert, 
wenn es nicht zu einem Ende der Menschenrechtsverletzun- 
gen, strengen Maßnahmen zur Beendigung weiterer Entwal- 
dung und konkreten Verpflichtungen zur Umsetzung des Pa- 
riser Abkommens kommt.“ 


Vollständiger Text: http://s2bnetwork.org/wp- 
content/uploads/2019/05/Letter-Brazil-EU-Mercosur-German.pdf 
Liste der unterzeichnenden Organisationen: 
http://s2bnetwork.org/letter-brasil-bolsonaro-eu-mercosur/ 











(1) (SiG-Red.) https://amerika21.de/2019/07/228352/brasilien-tote- 
olizei-rio 
Menschenrechte schützen -— Konzernklagen stoppen! 
Petition: Bitte unterstützen Sie durch Ihre Unterschrift 
die Forderungen an die Europäische Union, 
die Konzernklagerechte (ISDS) zu beenden 
und die Menschenrechte effektiv zu schützen. 
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Generalstreik 
Streiks, Demonstrationen, Straßenblo- 
ckaden: In ganz Brasilien wurde am 
14. Juni der Aufruf aller großen Ge- 
werkschaftsverbände und von sozialen 
Bewegungen zu einem eintägigen Ge- 
neralstreik befolgt. Der Protest richtet 
sich gegen eine Reform der Sozialver- 
sicherung, über die derzeit der Natio- 
nalkongress berät und die für Millionen 
Beschäftigte Einschnitte bei der Alters- 
sicherung zur Folge hätte. Gefordert 
werden Rechte für die Arbeitenden 
und eine Politik gegen die Misere am 
Arbeitsmarkt. Angeschlossen haben 
sich auch Organisationen von Studie- 
renden, Eltern und Lehrer*innen, die 
massive Kürzungen am Bildungsetat 
nicht hinnehmen wollen. 
Am 30. Mai waren bereits fast zwei 
Millionen Menschen auf den Straßen. 
Der Generalstreik ist die bisher größte 
Kraftprobe der Opposition im größten 
Land Südamerikas gegen die ultrarech- 
te Regierung von Präsident Jair Bolso- 
naro. Verdi.de 


Brasilien 


Gigantisches Leak demaskiert 
die Farce des Richters Sergio 
Moro und der Staatsanwalt- 
schaft zur Kriminalisierung Lulas 
Der New York Times waren die Enthül- 
lungen eine ganze Seite ihres Korre- 
spondenten wert: “Durchgesickerte 


Gespräche werfen Fragen über Fairness 
in Brasiliens Korruptions-Ermittlungen 





auf“. Jedoch, bei allem Respekt: Wes- 
halb gibt sich die NYT derartig über- 
rascht? Mit seriöser Hintergrund-Ana- 
lyse bezweifelten die NachDenkSeiten 
bereits vor knapp zwei Jahren die An- 
klage-Fairness und verwiesen auf die 
politisch motivierte Verurteilung von 
Altpräsident Luis Inäcio Lula da Silva; 
den eigentlichen Protagonisten im Hin- 
tergrund der bombastischen Enthüllun- 
gen. Von Frederico Füllgraf. 





Das Nachrichtenportal The Intercept 
Brazil veröffentlichte am Sonntag, den 
9. Juni, drei exklusive Berichte, aus de- 
nen hervorgeht, dass der frühere Rich- 
ter und derzeitige Justizminister Brasi- 


Attac Österreich 


liens, Sergio Moro, sich nicht nur, mit 
dem Ziel, Lula da Silva hinter Gitter zu 
sperren, mit Staatsanwälten der Ein- 
satzgruppe Lava Jato (“Autowaschan- 
lage”) abstimmte, sondern ihnen auch 
Instruktionen erteilte. Ein Vorgehen, 
das das vom Pulitzer-Preisträger Glenn 
Greenwald geleitete Nachrichtenportal 
als „höchst kontroverse, politisierte 
und rechtlich zweifelhafte Arbeitswei- 
se” bezeichnete. Mit Zugriff auf wahr- 
scheinlich gehackte Gespräche in der 
Textübertragungsplattform Telegram, 
die Intercept von anonymer Quelle zu- 
gespielt wurden, lassen die Berichte 
eine lupenreine, dokumentierte Ver- 
schwörung erkennen. 
https://www.nachdenkseiten.de/?p=52456 


25. Juni 2019: 
Lulas Freilassung abgeschmettert, 
https://www.nachdenkseiten.de/?p=52805 





Dossiers über Brasilien: 
https://amerika21.de/geo/brasilien 








https://www.npla.de/country/brasilien/ 








Handelsabkommen EU-Vietnam: 
Sonderrechte für Konzerne, Menschenrechte auf dem Abstellgleis 


Die EU-Regierungen haben am 25. Juni 
2019 das Handelsabkommen mit Viet- 
nam abgesegnet. Es besteht aus zwei 
Teilen: Einem Handelsteil, der noch im 
EU-Parlament abgestimmt werden 
muss, und einem Investitionsteil, der 
Sonderklagerechte für Konzerne enthält 
und zusätzlich durch die nationalen 
Parlamente der EU-Mitgliedsstaaten 
muss. 

Wie zahlreiche EU-Handelsabkommen 
davor stellt es die Profitinteressen von 
Konzernen ins Zentrum, nicht aber Ar- 
beits- oder Menschenrechte oder Um- 
welt- und Klimaschutz. 

„Mit dem Abkommen sollen Konzerne 
Sonderklagerechte bekommen, mit de- 
nen sie Staaten verklagen können, 
wenn neue Gesetze im Allgemeininter- 
esse ihre Profite bedrohen. Das gefähr- 
det auch etwaige Maßnahmen für mehr 
Klima- oder Umweltschutz. Nicht sank- 
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tionierbar hingegen sind die zahlreich 
dokumentierten Verletzungen von Ar- 
beits- und Gewerkschaftsrechten in Vi- 
etnam, von denen auch europäische 
Konzerne profitieren“, erklärt Alexan- 
dra Strickner von Attac Österreich. 

Das Nachhaltigkeitskapitel des Abkom- 
mens bietet keine effektive Handhabe, 
um gegen arbeitsrechtliche Verstoße 
vorzugehen, da es vom zwischenstaatli- 
chen Streitschlichtungsmechanismus 
ausgenommen ist. Somit können Ver- 
fehlungen nicht mit Handelssanktionen 
sanktioniert werden. „Das Abkommen 
legitimiert zudem eine Regierung, wel- 
che die Rechte von Menschenrech 
ter*innen und Umweltschützer*innen 
missachtet und keine unabhängigen 
Gewerkschaften zulässt“, kritisiert 
Strickner. 

Attac.at , 25. Juni 2019 
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FactSheet 
Menschenrechte auf dem 
Abstellgleis: EU-Handels- und 
Investitionsabkommen mit 
Vietnam - Herausgeber: 

Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft, 
attac Deutschland, 
die Naturfreunde und PowerShift. 








Powershift- Fallstudie 
Under Pressure: 
Mit Konzernklagen 
gegen Umweltschutz 
In Handelsverträgen werden die Grund- 
lagen für Milliardenschwere Konzern- 
klagen gegen Umweltschutz gelegt. Die- 
se Klagen werden auch unter dem Na- 
men ISDS (Investor State Dispute Settle- 
ment) geführt und geben InvestorInnen 
weitreichende Sonderrechte sowie Zu- 
gang zu einer Paralleljustiz. 














Guillaume Paoli 


Sozialer Protest in Frankreich: Kein Ende in Sicht 


ver.di publik: Der monatelange Protest der Gelbwestenbewegung 
hat die Lage im Land bereits gründlich verändert. 


Am 1. Mai wurden in Paris eingekesselte 
Demonstrierende von der Polizei aufge- 
fordert, vor dem Verlassen des Platzes 
ihre Gelbwesten abzugeben. Der Zwi- 
schenfall am Gare du Nord ist exempla- 
risch für die Art, wie die Macron-Regie- 
rung die soziale Krise behandelt, die 
Frankreich seit dem vergangenen Herbst 
aufwühlt: Weste weg, Problem gelöst! 
Neben derart skurriler Symptombekämp- 
fung gibt es schwere Repressionen. Die 
vorläufige Bilanz: eine getötete Frau, 24 
ausgeschlagene Augen, fünf abgerissene 
Hände, 286 schwere Kopfverletzungen, 
Hunderte weitere Verletzte, darunter Min- 
derjährige, Sanitäter und Journalisten, 
8.700 Menschen in Polizeigewahrsam, 
2.000 Gerichtsurteile, davon 40 Prozent 
mit Gefängnisstrafen. 

Gelbwesten werden im Vorfeld von De- 
monstrationen präventiv festgenommen 
und am Abend unbeschuldigt auf freien 
Fuß gesetzt. Ein neues Gesetz macht 
sämtliche Teilnehmenden einer Demons- 
tration für einzelne Gewaltakte mitver- 
antwortlich, die dort verübt werden. 
Hinzu kommt der systematische Einsatz 
von Tränengas in den Stadtzentren, mit 
ungeklärten gesundheitlichen Folgen für 
die, die ihm ausgesetzt werden. 

Doch trotz einer Beschwerde der UNO- 
Menschenrechtskommission bleibt Innen- 
minister Christophe Castaner bei der Be- 
hauptung, es finde keine Polizeigewalt 
statt. 


Gelbwesten demonstrieren weiter 
Unter diesen Umständen nimmt es nicht 
Wunder, dass die Zahl der Protestieren- 
den merklich abgenommen hat. 
Erstaunlich ist eher, dass Zehntausende 
der Gefahr weiterhin trotzen und Samstag 
für Samstag ihr Demonstrationsrecht aus- 
üben. Zumal die Aussicht gering ist, diese 
Regierung noch zu Zugeständnissen be- 
wegen zu können. Präsident Emmanuel 
Macron hat erklärt, weitere werde es 
nicht geben, eine Fortführung der Protes- 
te sei nunmehr zwecklos. 

Dennoch kann von einem Scheitern der 
Bewegung keine Rede sein. Seit sich der 
Protest an einer Erhöhung der Kraftstoff- 
steuer entzündete, hat er die Lage im 
Land bereits gründlich verändert. Zu- 
nächst einmal ist die Regierung von ih- 
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rem knallhart neoliberalen Kurs etwas ab- 
gerückt. 

Selbst wenn den zentralen Forderungen 
der Gelbwesten eine Abfuhr erteilt wur- 
de: Immerhin wurde die angekündigte 
Streichung von 120.000 Stellen im öf- 
fentlichen Dienst aufgegeben. Auf Druck 
der Straße wurden staatlich finanzierte 
Lohnzuschläge in Höhe von 10 Milliar- 
den Euro bewilligt, die Mindestrente 
wurde erhöht. Mit dem Effekt, dass die 
Binnennachfrage leicht anzog. 

„Retten die Gelbwesten die französische 
Wirtschaft?“, fragte sich die Zeitung 
Liberation. 

Generell dreht sich seit einem halben Jahr 
Frankreichs Innenpolitik darum, die Pro- 
testbewegung einzudämmen. 


Vielfältige Bewegung 
Außerordentlich an den Gelbwesten ist 
ihre Breite und Vielfalt. Die Gilets jau- 
nes mischen sich in allen möglichen Be- 
reichen ein. Sie sind bei Aktionen gegen 
die Privatisierung der Pariser Flughäfen 
dabei, sie protestieren mit Umweltver- 
bänden vor Bayer-Monsanto, sie schlie- 
Ren sich dem Pflegepersonal in Kranken- 
häusern an, sie blockieren wegen der 
Steuerhinterziehung des Konzerns Ama- 
zon-Lagerhallen, sie organisieren Kund- 
gebungen vor Fernsehsendern oder Waf- 
fenlieferanten der Polizei. Gelbwesten- 
Frauen solidarisieren sich mit Bewohne- 
rinnen verwahrloster Sozialeinrichtungen. 
Mitte Mai störten Leute in Gelb in Paris 
die nationale Theaterpreisverleihung, um 
gegen Streichungen im Kulturetat zu pro- 
testieren. 

Schließlich haben die Gelbwesten ganz 
verschiedene berufliche Hintergründe. 
Sie haben sich außerhalb der Arbeit zu- 
sammengetan, engagieren sich also nicht 
für Belange einzelner Gruppen. Ihnen 
geht es um Gerechtigkeit -— bei Steuern, 
Sozialem und der Klimapolitik. Die 
Sorge um das Allgemeinwohl hat ihnen 
Solidaritätsbekundungen anderer Be- 
völkerungsteile eingebracht. Im März er- 
klärten sich 350 Akademiker*innen in 
einer Erklärung zu „Komplizen bei allen 
kommenden Zusammenkünften der Gelb- 
westen, ob diese genehmigt sind oder 
nicht“. (1) 

Im Mäi folgten 1.500 Kulturschaffende 
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mit einem Aufruf: „Auch wir Künstler, 
Techniker, Autoren sind Gelbwesten.“ (2) 
Außer ihrem erstaunlichen Durchhalte- 
vermögen und der Tatsache, dass sie die 
politische Agenda maßgeblich prägen, 
haben diese Männer und Frauen einen 
weiteren Erfolg zu verbuchen: Sie mobi- 
lisieren sich ohne Befehle von oben, blei- 
ben Organisationen fern und sind den- 
noch sehr effektiv. Die meisten von ih- 
nen haben niemals zuvor demonstriert 
oder gestreikt. 


Die Gewerkschaften 
Das ist eine Herausforderung für die Ge- 
werkschaften, allen voran für die CGT. 
Zum ersten Mal ist nicht sie die treibende 
Kraft in einem großen sozialen Konflikt. 
Bei ihrem Nationalkongress im Mai wa- 
ren die Gelbwesten ständig Thema. Ers- 
tens, weil diese zumeist prekär Beschäf- 
tigte, Arbeitnehmer*innen in Kleinbetrie- 
ben oder Selbstständige sind, Beschäftig- 
tengruppen, die in Frankreich in der 
Mehrheit noch gewerkschaftlich uner- 
schlossen sind. Der CGT-Vorstand musste 
deshalb jetzt den Vorwurf einstecken, der 
Gewerkschaftsbund sei nicht in der Lage, 
den Beschäftigungswandel zu begleiten. 
Die CGT vertrete stattdessen Nischen, 
was einen dramatischen Mitglieder- 
schwund zur Folge habe. 
Zweitens gerät die Sozialpartnerschaft in 
die Kritik, wie sie die CGT anstrebt und 
dabei Verlust macht. Zum ersten Mal in 
ihrer Geschichte unterliegt sie bei der 
Zahl der Personalräte der anpassungs- 
freundlichen CFDT. 
Viele Gewerkschaftsmitglieder, die auf 
der Straße zusammen mit Gelbwesten 
agieren, betonen nun, dass ihre Militanz 
in kürzester Zeit mehr erreicht hat als 
Jahre der Verhandlungen. Es ist also zu 
erwarten, dass die Klassenkampf-Rheto- 
rik wieder Aufschwung nimmt, ganz 
gleich unter welcher Westenfarbe. 


Andererseits stößt die Spontanität der 
Gelbwesten an ihre Grenzen. Der Überra- 
schungseffekt ist vorbei. Die Verkehrs- 
kreisel, auf denen sie sich versammelten, 
sind geräumt worden. Nun müssen sie 
sich für eine langfristige Kraftprobe 
wappnen und entsprechend organisieren. 
Im April trafen sich in Saint-Nazaire Ver- 
treter*innen von 200 Ortsgruppen aus 


ganz Frankreich zu einer „Versammlung 
der Versammlungen“. Erneut forderten 
sie „eine allgemeine Anhebung der Löh- 
ne, Renten und sozialen Mindestsicherun- 
gen“, „öffentliche Dienstleistungen für 
alle“ sowie konkrete Maßnahmen gegen 
den ökologischen Notstand. Angestrebt 
werden auch „neue Formen der Direktde- 
mokratie“ und die Aktionseinheit mit an- 
deren sozialen Kräften. Ein weiteres Tref- 
fen ist für Ende Juni geplant. (3) 
Gescheitert ist die Regierung mit ih- 
rem Plan, wirtschaftsliberale Refor- 
men mit freundlichem Antlitz durchzu- 


setzen. Ihre Umfragewerte liegen im Kel- 
ler. Auf die Mehrheit wirken Autoritaris- 
mus und Polizeigewalt abstoßend. Der 
von Macron inszenierte „große nationale 
Dialog“ vermochte nicht zu überzeugen. 
Selbst seine Förderer glauben nicht mehr 
an Macrons Fähigkeit, die soziale Lage 
zu befrieden. Nur steht keine politische 
Ablösung zur Verfügung, um denselben 
Kurs zu halten. 

Als einzige Rechtfertigung des Status 
Quo dient wieder einmal die Abwehr von 
Marine Le Pens rechtspopulistischer Par- 
tei. Doch selbst wenn diese von der Anti- 


Macron-Stimmung profitieren könnte: 
Auf die Gelbwesten kann sie sich nicht 
verlassen. Migrantenfeindliche Positio- 
nen lehnen diese stets ab, und ihre Forde- 
rungen sind mit rechtem Gedankengut 
zunehmend unvereinbar. 

Allem Anschein nach wird die soziale 
Bewegung nicht so bald aufhören, Frank- 
reich zu bewegen. 


https://www.verdi.de/themen/internationales, 
Artikel 

(1) SiG 131, S. 28 

(2) http://www.nousnesommespasdupes.fr/ 
(3) S. Bericht in diesem Heft, S. 25 














Infos über die vielen sozialen Bewegungen in Frankreich: 
http://syndicollectif.fr/category/mobilisations/, https://reporterre.net/, 








https://www.frontsocialuni.fr/les-luttes-invisibles/ 
https://www.bastamag.net, ... 
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Links: Streik in der Notaufnahme von Quimper. Rechts: Protestkundgebung gegen die Schließung der Entbindungsstation in Creil 
Seit mehreren Wochen führen viele Belegschaften der Notaufnahmen in Frankreich Streiks (meistens symbolisch, da sie dort kein 
Streikrecht haben) und Demonstrationen durch: Sie fordern mehr Personal und mehr Krankenhausbetten (Fotos); Der „Gesund- 
heitsplan“ der Macron-Regierung sieht jedoch die Streichung von 30 000 Arbeitsplätzen im Gesundheitsbereich vor. 
Zwischen 1996 und 2016 wurde ein Drittel der Entbindungsstationen geschlossen. http://coordination-defense-sante.org/ 





Der Verband ANV-COP21 (Action Non-Violente), Les Amis de la 
Terre und mehrere Gelbwesten haben am 2. Juli 2019 Blockaden 
vor drei Verwaltungszentren von Amazon in Frankreich (Clichy, 
Toulouse und Lille) durchgeführt. 
Das Ziel: das Wirtschaftsmodell dieses Unternehmens 
anzuprangern, das sowohl aus sozialer als auch aus ökologischer 
Sicht schädlich ist. Amazon plant die Einrichtung von drei 
„Megalagerhäusern“ in Frankreich. 
Eine Sprecherin von Friends of the Earth: „Amazon wieder 
wachsen zu lassen, bedeutet, sicherzustellen, dass wir unsere 
Klimaziele nicht erreichen.“ 


Weitere Forderungen der Aktivisten sind die Nichtzerstörung von & 


unverkauften Artikeln und die Regulierung des Onlineverkaufs. 
Foto: Blockade des Verwaltungsgebäudes von Amazon in Clichy 


(nahe Paris) 


re hat die Wahl: Entweder AINOZON oder das Klimas u SR 








Seminar auf der Sommerakademie von Attac Deutschland, 3. August 2019, 9:30 — 13 Uhr 
Anregungen aus den vielfältigen Klimabewegungen in Frankreich 
Soziale und Klimagerechtigkeit gehören zusammen. 
Auf die Dringlichkeit des Klimaschutzes antworten die Klimaschutzgruppen und andere mit der Vielfalt ihrer Handlungsfelder. 
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Gelbwesten - eine dauerhafte und breite Bewegung 


Die Gelbwesten-Bewegung ist so oft für tot erklärt worden. 
Einen Einblick in die Ziele, die Vielfalt, die befreiende 
Frechheit, die Entschlossenheit und die Vitalität der Bewe- 
gung liefern einige Interviews (Übersetzung hier) und meh- 
rere Internetseiten: 

Fotos von auf der Rückseite beschrifteten gelben Westen: 
https:/pleinledos.org 

Rund 150 Lieder von den/über die Gilets Jaunes, gegen die 
Macron-Regierung: http://lesgiletsjaunes.fr/actes/creation- 
musicales-et-video-clips/ 

(in der Spalte rechts eine Verlinkung zu jedem „Akt“, damit 
sind die Samstagsdemonstrationen gemeint) 


Plakate: https://giletsjaunes19.fr/idees-fortes/ 











Debatten über Ziele und Aktionsformen 


Eine umfangreiche Befragung („Le vrai debat“ = die echte 
Debatte https://www.le-vrai-debat.fr) fand von Januar bis 
März 2019 statt, als Alternative zu der von der Regierung 
organisierten „Großen Debatte“, der eine Einengung der 
Themen und Parteilichkeit vorgeworfen wurde. Die Ergeb- 


nisse stehen hier:https://www.le-vrai-debat.fr/syntheses/ . 





Vier Hauptforderungen schälen sich heraus: 


- eine wesentliche Veränderung des politischen Systems 

- Aufbau der öffentlichen Dienste 

- soziale und Steuergerechtigkeit 

- Antworten zu dem ökologischen und klimatischen Notstand. 
Aber die Debatten finden vor allem lokal statt: So fand auf 
der Initiative der Gilets Jaunes in Gaillac (15000 Einwoh- 
ner) eine Versammlung von 300 Menschen im Februar 
2019 statt, mit ähnlichen Ergebnissen. 


Einblicke über die Aktionen und Forderungen bekommt 
man in einer Fülle von facebook-Seiten; Web-Seiten sind 
auch aufgebaut worden, z.B.: https://www.gilets- 
jaunes.com/, https://www.giletsjaunes-coordination.fr/, 
https:/lalignejaune.fr/, https://www.pagesgiletsjaunes.fr. 
Daran kann man die Bestrebung erkennen, die Zersplitte- 
rung zu überwinden, Informations- und Kommunikations- 
kanäle - ohne facebook - aufzubauen. 

Nach der „Versammlungen der Versammlungen“ in Com- 
mercy (SiG 131, Seite 23) fanden im April und Juni dieses 
Jahres zwei weitere Versammlungen statt. Wir berichten auf 
den nächsten Seiten darüber. 





Einige bekannte Gilets Jaunes haben am 22. Juni 2019 die 
Bildung eines „Socle commun“ (Gemeinsame Grundlage) 
als „ein starkes Instrument der kollektiven Proteste“ ange- 
kündigt. Deren Basis sind die 4 Hauptforderungen vom 
„Vrai Debat“. 

Sie wollen sich für die Interessen der Bürger, die Öffentli- 
chen Dienste und Güter, die Umwelt einsetzen; auch wollen 
sie ihre eigenen Organe der Bürgerkontrolle, eigene Medien, 
eigene Netze zur Lebensmittelversorgung und eigene ethi- 
sche Sparkassen gründen. Ihr Aktionsprogramm: 

20. Juli 2019: Marsch für Adama und gegen den 
Autoritarismus 

31. August 2019 an der Grenze zur Schweiz, unweit des 
UNO-Sitzes: Große Aktion entlang der 4 Hauptforderungen 
September 2019: Aktionen des zivilen Ungehorsams, Streiks 
zusammen mit den Umweltschutzorganisationen. 

17. November 2019: Falls es bis dahin keine politische Ant- 
wort zu den Forderungen gibt: 17 Aktionen des zivilen Un- 
gehorsams gegenüber Betrieben der „CAC 40“ (das sind die 
40 ersten Unternehmen an der Börse). 





Zweite Versammlung der Versammlungen, 5. bis 7. April 2019 in Saint-Nazaire 


200 Delegationen, um die 700 Teilnehmer/-innen. Fünf Aufrufe, die wir auszugsweise zitieren. 





Quelle https://saint-nazaire.assembleesdesgiletsjaunes.fr/category/ada/ 


Übersetzung aller Texte 


Jeder Aufruf beginnt mit diesem Satz: „Dieser Aufruf wird den Gelbwesten-Gruppen — Versammlungen an Kreisver- 
kehren und lokalen Versammlungen - zur Bestätigung, Änderung oder Ablehnung vorgelegt. Die Entscheidungen wer- 


1. Allgemeiner Aufruf 





(...) Trotz der repressiven Eskalation der 
Regierung und der Anhäufung von Geset- 
zen, die für alle die Lebensbedingungen 
verschlimmern und Rechte und Freihei- 
ten zerstören, schlägt die Mobilisierung 
der Bewegung Wurzeln, die zum Ziel hat, 
das von Macron verkörperte System zu 
verändern. (...) 

Wir fordern 

- eine allgemeine Anhebung der Löhne, 
Renten und sozialen Mindestsicherungen, 
- öffentliche Dienstleistungen für alle. 
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den veröffentlicht.“ 


Unsere Solidarität und unsere Kämpfe 
gelten insbesondere den neun Millionen 
Menschen, die unterhalb der Armutsgren- 
ze leben. 


Wir sind uns des Umweltnotstands be- 
wusst und erklären: „Ende der Welt, Ende 
des Monats - dieselbe Logik, derselbe 
Kampf“. 

Angesichts der Farce der großen Debatte, 
angesichts einer Regierung, die uns nicht 
vertritt und im Dienste einer privilegier- 
ten Minderheit steht, bauen wir neue For- 
men direkter Demokratie auf. (...) 
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Die Versammlung der Versammlungen 
bekräftigt ihre Unabhängigkeit von politi- 
schen Parteien und Gewerkschaften und 
erkennt keine selbsternannten Führer an. 
(...) 

Wir laden alle, die den Ausverkauf des 
Lebens beenden wollen, dazu ein, Aus- 
einandersetzungen mit dem gegenwärti- 
gen System zu führen, um gemeinsam, 
mit allen notwendigen Mitteln, eine neue 
soziale und ökologische Massenbewe- 
gung zu schaffen. Die Vervielfachung der 
gegenwärtigen Kämpfe erfordert den 
Aufbau einer Aktionseinheit. (....) 


In dem Bewusstsein, dass wir ein globa- 
les System bekämpfen müssen, halten wir 
es für notwendig, den Kapitalismus zu 
überwinden. 

So werden wir gemeinsam das berühmte 
„Jous ensemble“ („Alle zusammen“) ver- 
wirklichen, das wir auf Demonstrationen 
rufen und das alles möglich macht: Im 
ganzen Land schaffen wir alle zusammen 
etwas Neues. 

Für die Herrschaft des Volkes durch das 
Volk und für das Volk. 

Schaut nicht zu, macht mit. 


2. Entscheidungsgewalt erlangen, 
Bürgerversammlungen einrichten 


Wir rufen alle Gelbwesten und alle unse- 
re Mitbürger auf, sich für die Wiederan- 
eignung unserer politischen Macht einzu- 
setzen. 

Ein wichtiger Schritt bei dieser 
Rückeroberung wird auf lokaler Ebene 
vollzogen. Wir rufen dazu auf, in jeder 
Gemeinde in Frankreich, wo dies mög- 
lich ist, eine oder mehrere Bürgerver- 
sammlungen zu gründen. (...) 

Diese Versammlungen sind Ausdruck des 
Volkswillens. Jede Versammlung unter- 
nimmt eigene Anstrengungen in völliger 
Autonomie und unter Beachtung des kol- 
lektiven Interesses(...). 

Wir rufen die so entstandenen Bürgerver- 
sammlungen dazu auf, sich zum Aus- 
tausch ihrer Erfahrungen zu einem Netz- 
werk zusammenzuschließen. (...) 


3. Aufruf zu Aktionen im Zeitraum 


der Wahlen des Europäischen 
Parlaments 





Wir verurteilen den antidemokratischen 
und ultraliberalen Charakter der europäi- 
schen Institutionen. Das von uns gewähl- 
te Europäische Parlament hat nicht ein- 
mal die Befugnis, ein Gesetz vorzu- 
schlagen! Die Europäische Kommission 
entscheidet alles ohne demokratische 
Kontrolle. Die europäischen Institutionen 
stehen unter dem Druck von 25.000 Lob- 
byisten allein in der europäischen Haupt- 
stadt! 


Im Gegensatz zum aktuellen Modell ste- 
hen die Gelbwesten für ein Modell der di- 
rekten Demokratie, bei dem das Gemein- 
wohl Vorrang vor Einzelinteressen hat. 
Ein demokratisches Modell, bei dem un- 
sere Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
unsere Rechte, die Qualität unserer öf- 
fentlichen Dienste und unsere Umwelt 
endlich Vorrang haben werden. 
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Unser Grundprinzip ist die Autonomie 
von Gelbwesten-Gruppen und von Indivi- 
duen im Allgemeinen. Deshalb haben wir 
uns entschieden, keine Empfehlung zur 
Abstimmung oder gar zur Teilnahme an 
diesen Wahlen zu geben. Wir verurteilen 
alle Versuche, eine politische Liste im 
Namen der Gelbwesten aufzustellen! 

(...) Indem wir einen koordinierten 
Kampf gegen unsere gemeinsamen Aus- 
beuter führen, werden wir die Grund- 
lagen für ein geschwisterliches Verständ- 
nis zwischen den Völkern Europas und 
anderswo schaffen. 


u 
w 


4. Aufhebung der Gefängnisstrafen 





und anderer Strafen gegen die an 
der Bewegung Beteiligten! 


In den letzten 5 Monaten war die polizei- 
liche und gerichtliche Repression gegen 
die Bewegung der Gelbwesten enorm. 
(...) Was wir heute erleben, ist seit Jahr- 
zehnten der Alltag in Arbeitervierteln. 
(...) 

Wir fordern: 

— die Aufhebung der Strafen gegen Tau- 
sende von inhaftierten und verurteilten 
Beteiligten an der Gelbwesten-Bewegung 
und allen anderen kriminalisierten Kämp- 
fen 

— die Einstellung der Verfahren gegen die 
Angeklagten und Beschuldigten 
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- die Verteidigung der öffentlichen Frei- 
heiten und Grundrechte 

— die Anerkennung von Hunderten inhaf- 
tierter Menschen — Angehöriger der Gelb- 
westen, Menschen aus Arbeitervierteln, 
Kämpfender für das Gemeinwohl - als 
politische Gefangene 

— das sofortige Verbot von LBD 40 und 
Offensivgranaten 

Wir müssen diesem Autoritarismus mit 
aller Kraft entgegentreten! 

Wir rufen dazu auf, Unterstützungskassen 
einzurichten und ausreichend zu füllen, 
eine nationale Plattform zur Erfassung 
von Fällen gerichtlicher Repression sowie 
zur Unterstützung von Angeklagten und 
Gefangenen einzurichten. 

Wir rufen dazu auf, alles Wissen auszu- 
tauschen zur Verteidigung gegen polizei- 
liche und gerichtliche Repressionen. 


5. Aufruf zum Zusammenschluss 
für die Ökologie 





Die Versammlung der Gelbwesten-Ver- 
sammlungen nimmt den ökologischen, 
sozialen und demokratischen Notstand 
wahr. Es ist die gleiche Logik der unend- 
lichen kapitalistischen Ausbeutung, die 
Menschen und das Leben auf der Erde 
zerstört. 

Die Begrenzung der Ressourcen zwingt 
uns, die Frage nach ihrer Verteilung und 
der Kontrolle der Produktion zu stellen. 
Der Klimawandel, der Zusammenbruch 
der biologischen Vielfalt und die atomare 
Bedrohung sind Bedrohungen für unsere 
Zukunft. 

Gemeinschaftsgüter (Wasser, Luft, Bo- 
den, Recht auf eine gesunde Umwelt) 
dürfen nicht zu Waren werden. 


Die CO2-Steuer ist ein perfektes Beispiel 
für die falsche Bestrafungs-Ökologie, die 
sich gegen dafür nicht verantwortliche 
Menschen richtet. Es gibt jedoch Verant- 
wortliche und Umweltverschmutzer, ge- 
gen die wir durch koordinierte Maßnah- 
men direkt vorgehen können. 


Die Gelbwesten laden alle, die der Plün- 
derung aller Lebensformen ein Ende set- 
zen wollen, dazu ein, Auseinandersetzun- 
gen mit dem gegenwärtigen System zu 
führen, um gemeinsam, mit allen notwen- 
digen Mitteln, eine neue soziale, ökologi- 
sche Bürgerbewegung zu schaffen. 


Empörung reicht nicht mehr aus, wir 
müssen handeln. 

Der blaue Planet braucht die gelbe Far- 
be, um grün zu bleiben! 
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Dritte Versammlung der Versammlungen, 28. bis 30. Juni 2019 in Montceau-les-Mines 





246 Gilets-Jaunes-Gruppen hatten je- 
weils max. zwei Delegierte entsandt, 
auch durften zwei Beobachter mitkom- 
men, die sich aber nur an den themati- 
schen „Achsen“ aktiv beteiligen durften, 
in den Plenen hatten sie kein Rede- und 
Stimmrecht. Rund 650 Menschen aus al- 
len Altersgruppen waren also versam- 
melt, Männer und Frauen annähernd 
gleich viel. Um die 200 „benevoles“ (= 
Helfer/-innen) aus Montceau-les-Mines 
haben für eine reibungslose Organisation 
gesorgt. Die Bürgermeisterin des Ortes 
hatte die Benutzung einer Sporthalle und 
der umliegenden Anlagen genehmigt. 


Hauptthemen in den Arbeitsgruppen am 
Samstag waren: 


Konvergenz „der sozialen, demokrati- 
schen und ökologischen Kämpfe, um die 
Regierung zurückzudrängen und die- 
sem System ein Ende zu setzen“. 

In dem Aufruf, der nach der Zusammen- 
fassung der Ergebnisse am Sonntag ver- 
abschiedet wurde, heißt es weiter: 

„Wenn die Forderungen sich gleichen, 
sei es in Richtung einer Bekämpfung von 
Armut, Prekarisierung, Sozialabbau, sei 
es, um etwas Neues zu erringen, werden 
wir dabei sein. Die Formen werden va- 
riabel sein. 

Insbesondere rufen wir die Gelbwesten 
unverzüglich dazu auf, den Streik der Be- 
schäftigten in den Notdiensten durch Er- 
klärungen, Entsendung einer Delegation, 
gemeinsame Kundgebungen oder De- 
monstrationen zu unterstützen ... 

Wir werden entlang der jeweiligen Aktua- 
lität das Gleiche für alle Bereiche tun, 
die sich im Kampf befinden: Lehrperso- 
nal, Privatisierung von Staudämmen, 
Banken, Arbeitslosenversicherung, be- 
triebliche Kämpfe ... 

Aktivisten für den Schutz des Klimas und 
der Umwelt, kämpfende Arbeiter, Arbeits- 
lose, Menschen in Behelfsunterkünften, 
Gewerkschafter, Verbandsmitglieder ... 
wann immer möglich, werden wir mit den 
passenden Handlungsformen, die von 
den einzelnen lokalen Gruppen und Ver- 
sammlungen der Gelbwesten beschlossen 
werden, an ihrer Seite sein. 

Wir werden mit den Beschäftigten und ih- 
ren Organisationen, mit der Bevölkerung 
gegen die Rentenreform auf die Straße 
gehen, damit die Regierung dieses Pro- 
Jjekt zurückzieht.Der Zweck dieser Kon- 
vergenz ist einfach: alle Hindernisse für 
die Einheit zu beseitigen, das Land zu 
blockieren, um die Regierung zum Nach- 
geben zu bewegen und Macron und die- 
sem System ein Ende zu setzen.“ 


Sand im Getriebe Nr. 132 


Diese Erklärung widerspiegelt eine seit 
Monaten vollzogene Erweiterung und 
Akzentverschiebung der Aktionen man- 
cher Gilets-Jaunes-Gruppen. Die Sams- 
tagsdemonstrationen finden noch statt 
(Akt 33), verlieren aber an Bedeutung, 
denn die scharfe menschenrechtsverletzt- 
ende Repression lässt manchen zögern, 
zumal wahrgenommen wird, dass die Re- 
gierung mit Demonstrationen nicht be- 
zwungen wurde, so dass nun andere 
Wege ausprobiert werden - in Zusam- 
menarbeit mit vielen anderen Gruppen. 


Diese Verlagerung der Aktionen drückt 
sich auch in Bestrebungen aus, auf der lo- 
kalen Ebene zu wirken: Initiierung von 
„Assemblees Citoyennes Locales“ (loka- 
le Bürgerversammlungen) und evtl. Be- 
teiligung an den Gemeinderatswahlen. 


RIP („Referendum mit geteilter Initiati- 
ve“ über die Privatisierung der Pariser 
Flughäfen): 4,7 Mio. Unterschriften müs- 
sen bis zum 13. März 2020 geleistet wer- 
den, damit das Referendum durchgeführt 
werden darf. Die Gilets Jaunes wollen 
sich stark einbringen, weil sein Erfolg ein 
sichtbares Zeichen der Ablehnung der 
Regierungspolitik wäre, und sie wollen 
so gegen Privatisierungen überhaupt vor- 
gehen (zurzeit gibt es viele Protestaktio- 
nen gegen die geplante Privatisierung der 
Staudämme) und für ein RIC (Referen- 
dum d'initiative Citoyenne, mit viel mehr 
Kompetenzen als ein RIP) werben. 





„Wir unterschreiben“ http://nous-signons.org/ 





„Raus aus dem Kapitalismus“: Das in 
Saint-Nazaire beschlossene Ziel wurde 
bestätigt; es gab viele Diskussionen über 
die Definition des Kapitalismus und die 
Strategie gegenüber dem Kapitalismus. 


Es gab viele Vorschläge für gemeinsame 
Aktionen in ganz Frankreich, aber es 
wurde wenig beschlossen; wie schon in 
der Vergangenheit wird sich herausstellen 
(„Kollektive Intelligenz“), was schließ- 
lich eine große Zustimmung erhält (wir 
werden darüber in der SiG-Werkstatt be- 
richten). Sie haben schon die „Tour de 
France“ benutzt, um auf sie aufmerksam 
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zu machen. 

Vereinbart wurde eine Beteiligung am 
Marche Adama III am 20. Juli 2019 (in 
Erinnerung an Adama Traore, der in Poli- 
zeigewahrsam gestorben ist), und am Al- 
ternativgipfel zu G7 im Baskenland. 





Sie wollen die Kommunikation unter- 
einander stärken: Durchführung regelmä- 
Riger Versammlungen auf der Ebene 
des Departements und der Region, bes- 
sere Instrumente im Netz für die Debat- 
ten. 

Die nächste Versammlung der Ver- 
sammlungen findet im September statt, 
wahrscheinlich in Montpellier. Berühmte 
Gilets-Jaunes (z.B. Priscillia Ludosky, 
Francois Boulo, Jeröme Rodrigues) sind 
willkommen - für sie gilt die gleichen 
Voraussetzungen: Delegierte ihrer Gilets- 
Jaunes-Gruppe sein. 

Eine gemeinsame Web-Seite soll aufge- 
baut werden; neben den lokalen Gilets- 
Jaunes-Zeitungen wird an einer nationa- 
len Zeitung gearbeitet. Wer solche Auf- 
gaben übernimmt, kann bei der nächsten 
Versammlung abgewählt werden: Denn 
sehr stark sorgen sie sich um die „Hori- 
zontalität“ der Bewegung. 


Und der Alltag? 

Wenn die Polizei Gelbwesten-Gruppen 
von den Kreisverkehrsinseln vertrieben 
hat, dann stehen sie auf privatem Grund 
oder auf einer Fläche, die die Mairie ih- 
nen kostenlos überlässt; dort haben sie 
z.B. Hütten errichtet, und werden sie in 
Brand gesetzt, dann bauen sie sie erneut 
auf: „On läche rien!“ = „Wir geben nicht 
auf!“ 

Man trifft sich in der Woche, vor oder 
nach der Arbeit, Rentner/-innen bleiben 
länger; einmal pro Woche führen sie ihre 
Versammlung durch, um u.a. Aktionen zu 
vereinbaren. 

So haben sie am 22. Juni 2019 rund 60 
Zahlstellen der privatisierten Autobahnen 
besetzt und „Freie Fahrt“ gewährt. 
Außerdem werden Aktionen mit anderen 
Gruppen durchgeführt, Flyer und Zeitun- 
gen auf den Märkten verteilt, thematische 
Versammlungen organisiert, .... 


Im Laufe der Monate, durch Aktionen 
und lange Gespräche, sind viele persönli- 
che Beziehungen entstanden, die sie stark 
machen und die sie nicht missen wollen. 
(Marie-Dominique Vernhes, 5. Juli 2019) 





Alle Ergebnisse: 
https://montceau.assembleesdesgiletsjaunes.fr/ 
Video über die Debatten und 
Beschlüsse am 30. Juni 
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Attac Frankreich 


Statt Steuergerechtigkeit befürwortet Macron 
weiteren Sozialabbau 


Donnerstag, den 25. April 2019 

Seit Monaten fordern Menschen in 
Frankreich mehr soziale und steuerliche 
Gerechtigkeit, entschlossenes Handeln 
der öffentlichen Hand im Hinblick auf 
den ökologischen Wandel und lokale öf- 
fentliche Dienstleistungen, die an die Be- 
dürfnisse der Bevölkerung angepasst 
sind. 

Nach einer weitgehend instrumentalisier- 
ten „Großen Debatte“ tut Emmanuel Ma- 
cron so, als könne er in Ruhe den „nor- 
malen Kurs“ seiner Politik wiederaufneh- 
men (1), die wirtschaftlich zutiefst neoli- 
beral, sozial ungerecht und ökologisch in- 
effektiv ist. Wozu wurden Zehntausende 
Menschen zur Debatte aufgerufen, wenn 
am Ende Maßnahmen verkündet werden, 
die von den Wünschen der großen Mehr- 
heit so weit entfernt liegen? 


Die Ungerechtigkeit der 
Besteuerung bleibt 

Zwar gibt Emmanuel Macron zu, dass in 
den Debatten „soziale, territoriale und 
steuerliche Ungerechtigkeit“ am häufigs- 
ten angeprangert wurde, zieht aber daraus 
keinerlei Schlüsse und kündigt keine 
Rücknahme der Steuergeschenke für die 
Reichsten an. Dafür gibt er klar und deut- 
lich zu verstehen, dass er „die Grundsätze 
der letzten 2 Jahre“ fortführen wird, hält 
er sie ja doch für „richtig“. Doch sind die 
seit 2017 ergriffenen Maßnahmen (insbe- 
sondere die Abschaffung der ISF [Vermö- 
genssteuer] und die Einführung der Flat 
Tax) vor allem den Vermögendsten zugu- 
te gekommen: Sie werden 2019 zu einem 
Anstieg der Kaufkraft des reichsten Pro- 
zent um 6,4% führen (sogar um 17,5% 
für die reichsten 0,1%) (2) 
„Zugleich“ wird das verfügbare Einkom- 
men der ärmsten 9% infolge dieser Maß- 
nahmen noch sinken. Dennoch verkündet 
Emmanuel Macron keine maßgebende 
Entscheidung, die diese schreiende Unge- 
rechtigkeit abschaffen könnte! 
Außerdem kündigt Emmanuel Macron 
keine Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung an, sondern nur, dass 
er den Rechnungshof beauftragt hat, die 
Geldsummen zu evaluieren, die der Be- 
steuerung entzogen werden! 
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Es sieht nach einem neuen Ablenkungs- 
versuch zur Vermeidung konkreter Maß- 
nahmen aus, wobei laut einer aktuellen 
Studie die Steuerflucht die öffentlichen 
Finanzen des Landes jährlich schätzungs- 
weise 118 Milliarden Euro „kostet“. 
„Wenn möglich, werden wir weitere 
Schritte unternehmen“ — mit so einem va- 
gen Versprechen werden wir abgefertigt. 


Im Sinne der Steuergerechtigkeit wäre es 
besser gewesen, die Progressivität der 
Einkommenssteuer durch die Schaffung 
neuer Einkommensstufen zu erhöhen, die 
Mehrwertsteuer auf die Produkte des täg- 
lichen Bedarfs zu senken (was vorrangig 
den einkommensschwachen Haushalten 
zugute gekommen wäre), einen echten 
Kampf gegen Steuerbetrug und Steuer- 
hinterziehung einzuleiten oder auch die 
ISF (Vermögenssteuer) wieder einzufüh- 
ren, wie von mehr als 77% der französi- 
schen Bevölkerung gefordert wird. 


Abbau der öffentlichen Dienste 
Bei der „Großen Debatte“ kam die Forde- 
rung nach „mehr und besseren öffentli- 
chen Diensten“ klar und deutlich zum 
Ausdruck. Emmanuel Macron antwortet 
darauf mit der Ankündigung eines „Mo- 
ratoriums“ für die Schließung von Schu- 
len und Krankenhäusern bis zum Ende 
seiner Amtszeit und wünscht sich „mehr 
Staatsbedienstete vor Ort“. Gleichzeitig 
besteht aber sein Plan weiter, die öffentli- 
chen Ausgaben jährlich um 60 Milliarden 
Euro zu kürzen. Ganz konkret wird dies 
zu einer weiteren Verschlechterung der 
Qualität der öffentlichen Dienste führen, 
mit größeren Schulklassen und mit der 
Versorgung von noch mehr Patienten 
durch das bereits kurz vor dem Zusam- 
menbruch stehende Gesundheitspersonal. 
Wer kann glauben, dass wir morgen bes- 
sere öffentliche Dienste mit weniger Per- 
sonal haben werden? 

Zur Begründung dieses Widerspruchs 
greift Macron die alte Rhetorik des Nico- 
las Sarkozy wieder auf: mit weniger Mit- 
teln etwas Besseres erreichen dank Um- 
organisation der Verwaltung, Vereinfa- 
chung, Abschaffung der „Doppelbeset- 
zung von Arbeitsplätzen“ ... 
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Mehr arbeiten, ohne mehr zu 
verdienen 

Der zentrale Strang von Macrons Ankün- 
digungen konzentrierte sich darauf, dass 
„Arbeit bezahlbar sein muss“, was auf 
einen offensichtlichen Betrug hinausläuft: 
mehr arbeiten, ohne mehr zu verdienen. 
Nach dem El-Khomri-Gesetz unter Hol- 
lande und den Pönicaud-Verordnungen 
unter Emmanuel Macron, die die Arbeit- 
nehmerrechte einschränkten und die Ge- 
werkschaften gegenüber den Arbeitge- 
bern weiter schwächten, schickt sich der 
Präsident an, einen weiteren Angriff auf 
die Lebensverhältnisse der Arbeitnehmer 
zu starten. Er strebt nicht nur die Einfüh- 
rung eines punktbasierten Rentensystems 
an, das die Höhe der individuellen Renten 
reduziert und die Ungleichheiten, insbe- 
sondere die der Frauen, vergrößert, son- 
dern er sucht auch nach einer Möglich- 
keit, die Arbeitszeit zu verlängern. 
Regierungsmitglieder haben als Testbal- 
lons für die öffentliche Meinung ver- 
schiedene Maßnahmen angekündigt. Ei- 
nige sprechen offen davon, das (seit Hol- 
landes Reform auf 62 Jahre festgelegte) 
gesetzliche Rentenalter zu erhöhen. Das 
lehnt Emmanuel Macron ab, weil es nicht 
in seinem Wahlprogramm stand und er 
diejenigen als Heuchler tituliert, die das 
Rentenalter erhöhen wollen, bevor die 
Arbeitslosigkeit gesunken ist. „Zugleich“ 
gibt er aber zu, dass seine Rentenreform 
zu einem ähnlichen Ergebnis führen wird, 
denn das punktbasierte Rentensystem mit 
seinem abschreckenden Abschlag ist ein 
gewaltiger Antrieb, länger zu arbeiten 
(bis 64, liest man). Abschlag für Arbeits- 
lose, Kranke und Schwerarbeiter und 
Zuckerchen für diejenigen, die für eine 
leichtere Arbeit besser bezahlt werden. 
Welch Ungerechtigkeit eines angeblich 
gerechten Systems! 


Die Unnachgiebigkeit des Präsidenten 
Emmanuel Macron versteht sich: Reiche 
und Unternehmen hat er mit so hohen 
Steuergeschenken bedacht, dass er nun 
die Arbeitnehmer/-innen weiter auspres- 
sen muss. Die Löhne sind praktisch ein- 
gefroren, die CSG (3) wurde erhöht und 
Inflation droht. Was kann man da noch 
tun? Es bleibt nur noch eine Möglichkeit: 


die Arbeitszeit der Arbeitnehmer zu ver- 
längern. Dabei gibt es in Frankreich 6 
Millionen Arbeitslose; durch eine Verlän- 
gerung der Arbeitszeit wird die Situation 
nur schlechter. In einem Kontext, in dem 
die Arbeitsproduktivität schneller steigt 
als das Wachstum, würde nur eine Ver- 
kürzung der Arbeitszeit mehrere Vorteile 
bringen: Verringerung von Arbeitslosig- 
keit und Ungleichheit, Linderung von 
Leiden am Arbeitsplatz und ein anderes 
Verständnis von Fortschritt als konsum- 
orientierte Raserei. Echter sozialer Fort- 
schritt hieße Zeit für Kinder und Eltern, 
für Freunde, für Gemeinschafts- und Lie- 
besleben ..., ohne das immer häufiger 
vorkommende Burnout zu riskieren! Vor- 
aussetzung dafür ist eindeutig, den Ader- 
lass zugunsten der oberen Schichten zu 
stoppen. 

Vorgeschlagen wird auch, einen Feiertag 
zu streichen, und zwar in Zusammenhang 
mit der Verschlechterung der Arbeitsbe- 
dingungen. Er ist unschwer zu erkennen, 
dass diese Logik, wie auch die Überstun- 
den ohne zu entrichtende Sozialbeiträge, 
der Arbeitsumverteilung entgegenarbeitet 
und somit den Einstellungsbedarf verrin- 
gert. Die Streichung eines Feiertags wür- 
de 3 Milliarden Euro abwerfen, genau die 
Summe, die durch die Umwandlung der 
ISE in die IFI jetzt fehlt. Wäre es nicht 
gerechter und effizienter, die ISF wieder 
einzuführen, statt uns gratis arbeiten zu 
lassen? 

Zu guter Letzt wird die Anpassung der 
kleinen Renten an die Inflation verkün- 
det: Zwar eine gute Nachricht für die 
Ärmsten, aber kein sozialer Fortschritt; 
da wird nämlich nur eine Maßnahme wie- 
der gestrichen, die Emmanuel Macron 
gleich am Anfang seiner Amtszeit ergrif- 
fen hatte. Die Renten über 2000 Euro 
werden ab 2021 wieder an die Preise ge- 
bunden werden; die Rentner/-innen for- 
dern aber eine Anpassung an die Löhne, 
damit ihr Lebensstandard im Vergleich zu 
den Berufstätigen nicht sinkt. 


Klima: noch länger warten und den 
wirtschaftspolitischen Kurs 
keineswegs ändern? 
Angesichts der besorgniserregenden Um- 

weltkrise wäre eine grundlegende Ände- 
rung der energetischen und materiellen 
Wirtschaftsgrundlagen erforderlich, damit 
alle ihren Lebensstil ändern können. 
Emmanuel Macron weicht aber von sei- 
ner zutiefst neoliberalen und produktivis- 
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tischen politischen Orientierung nicht ab 
und verschiebt alle strukturellen Maßnah- 
men zur Bewältigung dieser gravierenden 
ökologischen Krise auf später; der Vor- 
rang der Wettbewerbsfähigkeit der Unter- 
nehmen und der Macht der Multis wird 
nicht in Frage gestellt. Im Zuge des 
politisch orientierten und verdrehten Fra- 
genkatalogs der „Großen Debatte“ wei- 
gert sich nun also die Exekutive, den so- 
zial-ökologischen Wandel in Angriff zu 
nehmen. 


Der angekündigte „conseil de defense 
ecologique“ — ob er immer und überall 
den Vorrang der dringenden ökologischen 
Maßnahmen tatsächlich sichern wird, 
bleibt dahingestellt - kann die Leere des 
Programms von Emmanuel Macron dies- 
bezüglich nicht verhüllen; lieber schiebt 
der Präsident die Verantwortung dafür 
uns zu - und nunmehr auch den Ergeb- 
nissen einer bevorstehenden Bürgerver- 
sammlung - und lehnt jede strukturelle 
Umwandlung der französischen Wirt- 
schaft ab. 

Doch wird der Lebensstil weitgehend 
durch den allgemeinen Rahmen der Infra- 
struktur und die wirtschaftliche Ausrich- 
tung der öffentlichen Hand bestimmt: 
Wenn die externe Wettbewerbsfähigkeit 
der französischen Wirtschaft und die Sen- 
kung der Arbeitskosten Vorrang vor allem 
anderen haben, kann es keine Umwelt- 
politik geben, die den ökologischen Her- 
ausforderungen gerecht wird. 


Die ENA-Reform, eine kosmetische 
Maßnahme angesichts der 
Probleme unseres ungleichen 
Schulsystems 

Die angekündigte ENA-Reform kommt 
einem demagogischen Akt gleich, der 
zwei Grundproblemen keineswegs ab- 
hilft. Einerseits wird die Frage des „pan- 
touflage“ (Wechsel eines hohen Staatsbe- 
amten in ein privates Unternehmen) und 
der potenziellen Interessenkonflikte, die 
zur Korruption der „enarques“ führen, 
nicht angesprochen. Übrigens haben eini- 
ge Berater Emmanuel Macrons diesen 
„pantouflage“ sorglos ausgeübt. Der Prä- 
sident täte also besser daran, eine drasti- 
sche Beschränkung dieser Vorgehenswei- 
se zu verkünden statt der Abschaffung der 
ENA. Andererseits steht Frankreich ei- 
nem umfassenden Problem gegenüber: 
Unser Schulsystem fördert die Festigung 
der sozialen Schichten. 
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Es ist nämlich eines der ungleichsten un- 
ter denen der reichen Ländern. Die Zahl 
der Schüler/-innen mit erheblichen Lern- 
problemen nimmt zu, die Ungleichheit im 
Erziehungssystem wird immer größer. 
Dabei ergreift Emmanuel Macron nicht 
die geringste Maßnahme zur Bekämpfung 
dieser Ungleichheit. Die Blanquer- 
Reform, gegen die Eltern und ihre Ver- 
bände protestieren, kann diese Situation 
nur weiter verschärfen. In einem Kontext 
tiefer allgemeiner Unzufriedenheit ange- 
sichts der fehlenden Mittel für ein gerech- 
tes, hochwertiges Schulsystem wird 
durch diese Gesetzvorlage vielmehr die 
entscheidende Rolle der Schulleiter/-in- 
nen bedroht und den Gemeindehaushalten 
eine neue Bürde auferlegt, indem sie für 
die Vorschulkinder der Privatschulen auf- 
kommen müssen. Mehr Geld für Privat- 
schulen bedeutet aber eine Kürzung für 
öffentliche Schulen. Und die Werbeaktion 
für die Reform des Gymnasiums („freie 
Wahl der Fächer“) kann deren Hauptziel 
nicht verbergen: Einsparungen durch 
Kürzung der Unterrichtsstunden. 


Ein neuer „Dezentralisierungsakt“ 
- aber die Schwächung der 
Gebietskörperschaften wird nicht 
in Frage gestellt 

Seit 2 Jahren wird die Lage der Gebiets- 
körperschaften durch mehrere gravieren- 
de Beschlüsse des Präsidenten Macron 
geschwächt und eine Konzentration der 
Macht in den Händen des Staates be- 
wirkt: Die Abschaffung der Wohnsteuer 
brachte die Gemeinden um bedeutende 
Steuereinnahmen, deren Kompensation 
durch den Zentralstaat ungewiss ist; viele 
für die Gemeinden und ihre öffentlichen 
Dienste unentbehrliche subventionierte 
Arbeitsplätze wurden abgebaut; die größ- 
ten Gebietskörperschaften werden nun 
zur Rechenschaft über ihre Ausgaben ver- 
pflichtet; bis 2022 müssen diese Ausga- 
ben stark gesenkt werden usw. Emmanuel 
Macron kündigt „einen neuen Dezentrali- 
sierungsakt“ an ... wobei er keinen seiner 
bisherigen Beschlüsse in Frage stellt. 


Verstärkte Mobilisierungen für 
soziale, steuerliche und 
Klimagerechtigkeit sind nötig 

Solche Ankündigungen werden keines- 
falls der tiefen sozialen, ökologischen 
und demokratischen Krise gerecht und 
geben keine Antwort auf die Forderungen 
und Anliegen der Gelbwesten, der Bewe- 
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gung für Klimagerechtigkeit oder diejeni- 
gen, die im Rahmen der „Großen Debat- 
te“ zum Ausdruck kamen. 

Sie sind eindeutig keine Antwort auf die 
dringende Frage der ungenügenden Ein- 
künfte und der Dringlichkeit, die Zerstö- 
rung der Umwelt zu stoppen. 


Attac ruft zu verstärktem Einsatz für so- 
ziale, steuerliche und Klimagerechtigkeit 
auf: 

- am 27. April und 1. Mai 2019 mit Ge- 
werkschaften und Gelbwesten für die 
Verteidigung des sozialen Fortschritts; 

- gegen das Treffen der Umweltminister/- 
innen der G-7-Staaten am 4. und 5. Mai 
2019 in Metz, für die Verteidigung der 
sozialen und der Klimagerechtigkeit; 





— im Rahmen des bevorstehenden „Welt- 
klimastreiks“ am 24. Mai 2019; 

- vom 20. bis 25. August 2019 gegen das 
G-7-Treffen in Biarritz, für eine großan- 
gelegte Mobilisierung, um die Zerstörun- 
gen durch ein globales System anzupran- 
gern, das die Ungleichheit verstärkt, den 
Planeten zerstört und die soziale und 
steuerliche Ungerechtigkeit verschärft. 





(1) Als Emmanuel Macron am 10. Dezem- 
ber die « Große Debatte » ankündigte, hatte 
er behauptet , dass „wir den normalen Kurs 
unseres Lebens nicht wieder aufnehmen 
werden.“ 

(2) Laut einer Studie von Richard Murphy, 
Experte für Steuerwesen auf der Londoner 
Universität, 23. Januar 2019 

(3) Contribution sociale generalisee, ein all- 


gemeiner sozialer Beitrag für die Fi- 
nanzierung der Kranken- und Arbeitslosen- 
versicherung. 
https://france.attac.org/se-mobiliser/justice- 
fiscale/article/plutot-que-de-repondre-a-la- 
demande-de-justice-fiscale-macron-propose-de 














Pierre Khalfa zur EU: 

Um den Austritt zu vermeiden 
darf man keine Angst davor haben 
Pierre Khalfa, Herausgeber eines von 
Attac und der Fondation Copernic ge- 
meinsam veröffentlichten Buches, nennt 
die strategischen Gründe für die Auf- 
rechterhaltung einer europäischen Per- 
spektive, ohne jedoch vor der Notwen- 
digkeit einer einseitigen Aufkündigung 
der Verträge zurückzuscheuen. 

- Artikel auf Deutsch. 














Aufruf: Für einen „Big Bang“ in Frankreich 


Über 4000 Mitglieder von Gewerkschaften, politischen Parteien sowie Vereinigungen haben diesen Aufruf unterschrieben. Ihre 
Versammlung fand am 30. Juni 2019 in Paris statt (Programm) . Vereinbart wurde der Aufbau von Komitees in ganz Frankreich 
und eine große Versammlung am 7. und 8. Dezember 2019. 


Was ist aus der sozialen Wut und dem 
kritischen Denken geworden? Beides hat 
sich in unserem Land seit Monaten zuge- 
spitzt. Beides lebt in den Köpfen, in den 
Herzen und auf den Straßen weiter. Aber 
die politische Situation ist katastro- 
phal. Nach den Europawahlen kann das 
gute Ergebnis der Ökologieparteien nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass die Linke 
in Trümmern liegt, dass sich ein sehr 
großer Teil der einfachen Leute von ihr 
abgewandt hat. Die Linke und die Öko- 
logieparteien sind weit davon entfernt, 
eine Alternative darstellen zu können, 
während die derzeitige Regierung und die 
zu Faschismus neigende Rechte das 
politische Geschehen beherrschen. 

Sie stehen einander drohend gegenüber 
und beide profitieren von der Ablehnung 
des anderen und verstärken diese noch. 
Das Schlimmste kann jetzt passieren. 
Wir nehmen diese Situation nicht einfach 
hin. Wir müssen, wir können eine neue 
Perspektive aufzeigen. 


Der Hauptgrund für diese katastrophale 
Lage ist das Fehlen einer emanzipatori- 
schen Perspektive, die diese Wut und die- 
se Hoffnungen in dem politischen Projekt 
einer tiefgreifenden gesellschaftlichen 
Transformation bündeln kann. Wir brau- 
chen einen Big Bang, um Hoffnung zu 
wecken, die vereinen und mobilisieren 
kann. Es gibt viel zu tun: 

Wir müssen unsere Modelle und Vorstel- 
lungen neu erfinden, mit dem Produkti- 
vismus und dem Konsumismus brechen, 
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die uns zu Klimachaos, Artensterben und 
dramatischer Brutalisierung der Mensch- 
heit führen, und wir müssen Reichtum, 
politische Entscheidungen und Wissen 
teilen, statt den Gesetzen der Finanzwelt 
und des Wettbewerbs zu gehorchen. 

Die Herausforderung besteht auch darin, 
die verschiedenen emanzipatorischen 
Kämpfe miteinander zu verbinden, um 
einen neuen Zusammenhalt zu schaffen, 
der viele Kämpfe in sich vereint: für die 
sozialen und ökologischen Erfordernisse, 
für die Freiheit der Frauen und das Ende 
aller Formen von Rassismus, für Kämpfe 
um Arbeitsbedingungen und den Sinn 
von Arbeit sowie für das Recht auf Stadt, 
für die Kontrolle der digitalen Revoluti- 
on, für einen gleichen Zugang zu Bildung 
und Kultur, für die Förderung öffentlicher 
Dienstleistungen und für die Entwicklung 
des kostenlose Zugangs zu ihnen. 

Das wird uns nur gelingen, wenn wir zu 
einem klaren Bruch mit den Normen 
und der Logik des Kapitalismus bereit 
sind. Das bedeutet, dass wir uns von der 
neoliberalen und autoritären Logik der 
europäischen Verträge befreien und un- 
seren Kämpfen eine internationalisti- 
sche Dimension verleihen sollten. 


Und damit das geschieht, muss sich die- 
ser Big Bang auch auf die Formen des 
Engagements beziehen. 

Die Politik befindet sich in einer globalen 
Krise. Es gibt ein massives Misstrauen 
gegenüber Abgeordneten und politi- 
schen Parteien sowie ganz allgemein ge- 
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genüber allen Formen repräsentativer De- 
mokratie. Wir müssen unbedingt für alle, 
die sich engagieren wollen, Wege finden, 
wie sie zusammen mit bestehenden politi- 
schen Bewegungen leben und handeln 
können, die ihrerseits die gegenwärtigen 
alternativen Erfahrungen in ihre Ausrich- 
tung einbeziehen müssen. Das bedeutet, 
dass wir die Orte und Formen der 
politischen Aktivitäten sowie die Ab- 
läufe der kollektiven Beratung neu 
denken müssen. Das Demokratiegebot ist 
fester Bestandteil aller Kämpfe unserer 
Zeit, der sozialen, ökologischen, feminis- 
tischen, antirassistischen ... , von Nuits 
debout bis zu den Gelbwesten. 

Dazu gehört fern von jeglichen Versu- 
chen der Gleichschaltung über Vermitt- 
lungen nachzudenken, respektvolle Kon- 
takte mit den politischen, sozialen und 
kulturellen Bewegungen zu fördern, de- 
ren Ziel die menschliche Emanzipation 
ist. Da wir für eine neue Republik eintre- 
ten, wird die Art und Weise, wie wir 
uns verbünden, zeigen, ob wir glaub- 
würdig diese Forderung für die gesam- 
te Gesellschaft verwirklichen können. 


Das Schlimmste wäre, weiterzumachen 
wie bisher, zu glauben, dass irgendwel- 
che zufällige und kleinste Vereinbarungen 
an der Spitze ausreichen könnten, um die 
Emanzipationsbewegung wiederzubele- 
ben, dass der Aufruf zu einer unwahr- 
scheinlichen „Linksunion“ in der altbe- 
kannten Art die Lösung wäre. Wir werden 
von einem Gefühl der Dringlichkeit ange- 





trieben und von der Notwendigkeit, die 
Mauern niederzureißen, die sich in dem 
Maß auftun, in dem die Situation sich 
verspannt und verkrampft. 

Es ist an der Zeit, miteinander zu re- 
den und einander zuzuhören, sich ge- 
genseitig zu respektieren, damit wir 
durch die Verbindung der Kämpfe für die 
Umsetzung der sozialen und ökologi- 
schen Forderungen Fortschritte erzielen. 
Wir denken natürlich an die politischen 
Kräfte — Insoumis, kommunistische, anti- 
kapitalistische, sozialistische und ökolo- 
gische -, die entschlossen sind, mit dem 
Neoliberalismus zu brechen. 

Aber dieser Dialog zwischen bestehenden 
politischen Bewegungen wird nicht aus- 
reichen, um die Berge zu bewegen, die 
versetzt werden müssen, damit wieder 
Vertrauen und Hoffnung entsteht. Die 
Türen und Fenster müssen sich weiter 
öffnen — für die Bürger/-innen, für die 
Vitalität der Initiativen, für die Gewerk- 
schaften, für kritische Kulturschaffende 
und Intellektuelle, für die Klimakämp- 
fer/-innen, für diejenigen, die täglich ge- 
gen polizeiliche Unterdrückung und Ge- 
walt kämpfen. 


Es eilt. Wir wissen, dass eine große Zahl 
von Bürgerinnen und Bürgern, von Akti- 
vistinnen und Aktivisten bereit ist, ihre 
Kräfte für eine fortschrittliche Perspekti- 
ve zu vereinen. Diese Kräfte existieren 
in der Gesellschaft, aber sie schaffen es 
nicht, im politischen Raum wirksam zu 
werden. Es geht um diese Lücke. 

Sie muss angegangen und geschlossen 
werden. Ohne Umwege. Eine Geduld for- 
dernde und gleichzeitig dringliche Arbeit, 
geprägt von Gesprächen, Offenheit und 
Experimenten, liegt vor uns, wenn wir 
einen Zusammenschluss schaffen wollen 
mit dem Ziel, einen vorwärtsweisenden 
politischen Vorschlag vorzulegen. 
Genaue Zielvorstellung, Substanz und 
Begeisterung sind erforderlich, damit 
eine Dynamik in Gang kommt, damit die- 
se sich zum Ziel nehmen kann, mehr- 
heitsfähig zu werden. 

Unser Land braucht heute mehr eine 
Vision als ein Nebeneinander von Wut 
und Vorschlägen. Weit entfernt von Ver- 
bitterung und Hass als treibende Kraft 
müssen wir eine gemeinsame Fort- 
schrittsperspektive für die Menschheit 
aufleben lassen. Der Erfolg dieser Bemü- 
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hungen hängt zu einem großen Teil von 
der Fähigkeit ab, einen echten Pluralis- 
mus zuzulassen und dabei gleichzeitig 
neue Gemeinsamkeiten herauszuarbei- 
ten. Jeder Versuch der Anwerbung, der 
Gleichschaltung zugunsten einer dieser 
vielen Strömungen, die sich zusam- 
menschließen sollten, wird kurz- oder 
mittelfristig zum Scheitern verurteilt sein. 
Deshalb rufen wir zu einer landeswei- 
ten Debatte auf, um den organisatori- 
schen Rahmen einer politischen und zi- 
vilgesellschaftlichen Sammlungsbewe- 
gung zu schaffen, mit dem Ziel, aktiv am 
Erfolg dieser von uns so gewünschten 
linken Vision mitzuwirken. 
Uns ist die Schwierigkeit des Unterneh- 
mens bewusst. Aber es ist unabdingbar. 
Und viele Stimmen bestätigen seine Not- 
wendigkeit. 
Führen wir unsere Bemühungen zu- 
sammen. Lasst uns am 30. Juni 2019 
im Cirque Romanes gemeinsam begin- 
nen. 

https://www.pourunbigbang.fr/ 
Übersetzung: Jürgen Janz (Coorditrad) / 
Redaktion von „Sand im Getriebe“ 


Österreich: Türkis-blau ist gegangen, EU-Vorgaben bleiben 


(12.6.2019) 

(...) In manchen Kreisen löste das Ende 
der türkis-blauen Regierung und die Aus- 
sicht auf Neuwahlen geradezu Euphorie 
aus. Doch bereits wenige Tage nach der 
Einsetzung der Übergangsregierung erin- 
nert die EU mit ihrem Länderbericht 
2019 für Österreich daran, dass Wahlen 
in EU-Europa zwar dazu dienen, das 
politische Personal auszutauschen, nicht 
aber die Politik. Denn diese ist durch EU- 
Primärrecht, EU-Verträge und -Verord- 
nungen in wesentlichen Bereichen neoli- 
beral einzementiert und wird von einer 
supranationalen Technokratie exekutiert, 
die der demokratischen Kontrolle entzo- 
gen ist. Dieser Technokratie stehen mit 
dem EU-Fiskalpakt und diversen EU- 
Budgetverordnungen_ein ausgefeiltes 
Instrumentarium zur Verfügung, um die 
gewählten Nationalrats-Abgeordneten zu 
StatistInnen gerade in jenem Bereich zu 
machen, der gerne als das „Königsrecht“ 
des Parlaments bezeichnet wird: in der 
Budgetpolitik. 

So kann die EU-Kommission bzw. der 
EU-Rat im Zuge des sog. „Europäisches 
Semesters“ von Jänner bis November 11 
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Monate lang das Budget der Folgejahre 
zurechttrimmen, bevor im Dezember die 
Parlamentarier den von EU-Kommission 
und EU-Rat approbierten Budgetentwurf 
abnicken dürfen. Halten sie sich nicht 
daran, drohen Defizitverfahren und Sank- 
tionen. 


EU-Lob für den türkis-blauen Angriff 
auf die Sozialversicherung 


Im Zuge dieses „Europäisches Semes- 
ters“ hat nun die EU-Kommission Öster- 
reich ausgerichtet, was von dieser und je- 
der zukünftigen Regierung erwartet wird. 
Im Vorspann des Berichts werden zu- 
nächst die vergangenen Regierungen da- 
für gelobt, in wesentlichen Bereichen den 
EU-Vorgaben bereits Folge geleistet zu 
haben: Die SP-VP-Regierung unter 
Kanzler Kern erhält Lob für die Verschär- 
fung der Deckelung der Gesundheitsaus- 
gaben, die VP-FP-Regierung unter Kanz- 
ler Kurz für das „Sozialversicherungs- 
Organisationsgesetz“, das die Selbstver- 
waltung in der Sozialversicherung zer- 
stört und die Gesundheitskassen zentrali- 
siert. Explizit getadelt wird jedoch die 
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Abschaffung des Pflegeregresses, weil 
„das die öffentlichen Ausgaben eher stei- 
gert als eindämmt“. 


EU attackiert Ausgaben für Pensionen, 
Gesundheit, Pflege 


Nach diesem Rückblick kommen die 
„Empfehlungen“ für 2019/20. 

Etwas verknappt könnte man diese fol- 
gendermaßen zusammenfassen: 

Aufs Gaspedal bei der Anhebung des 
Pensionsantrittsalter, auf die Bremse bei 
den Ausgaben für Gesundheit und Pflege. 
Denn: „Für Österreich bestehen langfris- 
tig mittlere Risiken für die Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen. Diese Risiken 
sind auf den vorausberechneten Anstieg 
der öffentlichen Ausgaben für Gesund- 
heit, Langzeitpflege und Pensionen zu- 
rückzuführen. “ 


Das Pensionsantrittsalter sollte am bes- 
ten „mit der Einführung einer automati- 
schen Koppelung des gesetzlichen Pensi- 
onsantrittsalters an die künftig steigende 
Lebenserwartung“ angehoben werden — 
damit erspart man sich in Zukunft die läs- 
tigen demokratischen Debatten über die 


Anhebung des Pensionsantrittsalters und 
lässt diese einfach durch „Experten“ aus- 
rechnen. 


Hinsichtlich der öffentlichen Gesund- 
heitsausgaben drohe - so der EU-Län- 
derbericht — eine Steigerung von derzeit 
7% auf 8,3% des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) bis zum Jahr 2070. Ja, Sie haben 
richtig gelesen: bis zum Jahr 2070! Potz- 
blitz eine Steigerung von 1,3 Prozent- 
punkten in 50 Jahren! Das löst zum Einen 
Verwunderung aus, in welche Kristallku- 
gel die EU-Kommissare da geblickt ha- 
ben, um die Entwicklung im nächsten 
halben Jahrhundert so präzise zu progno- 
stizieren. Zum Anderen möchte man her- 
ausschreien: Wo bitte ist das Problem? 
Die Gesundheit ist eines unserer wich- 
tigsten Güter, warum sollte man die 
wachsende wirtschaftliche Produktivität 
nicht gerade in diesen Sektor lenken, um 
den Trend in Richtung Zwei-Klassen- 
Medizin zu stoppen und unsere Lebens- 
qualität und die unserer Kinder und Kin- 
deskinder zu erhöhen. 


Ähnlich absurd ist die Hysterie des EU- 
Länderberichts in Bezug auf die (Lang- 
zeit-)Pflege. Hier drohe laut EU eine Er- 
höhung des BIP-Anteils von derzeit 1,9% 
auf 3,8% bis 2070. Hält man sich die 
Pflegemisere in Österreich vor Augen, 
dann fragt man sich unwillkürlich, 
warum wir bis 2070 warten müssen, bis 
wir endlich diese dringend notwendige 
Erhöhung der Pflegeausgaben auf eine 
Niveau erreichen, das heute schon in 
Ländern wie Finnland oder Schweden 
Realität ist. 


Die Frage ist zugegebenermaßen pole- 
misch, denn natürlich wissen wir, warum 
die EU-Kommission höhere öffentliche 
Ausgaben für Altersversorgung, Pflege 
und Gesundheit nicht schätzt. 

Wie soll man den Leuten das neue EU- 
Privatpensionsprodukt PEPP schmack- 
haft machen, wie soll man die Geschäfte 
der privaten Gesundheits- und Versiche- 
rungskonzerne ankurbeln, wenn es eine 
gute Öffentliche Alters- und Gesundheits- 
versorgung für alle gibt? Noch dazu, wo 
immer mehr Leute begreifen, wie fatal 
sich die Privatisierung gerade in den Be- 
reichen Altersversorgung und Gesundheit 
für die große Mehrheit der Bevölkerung 
auswirkt. 
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Hui und pfui im EU-Regime 


Die Defizit- und Verschuldungsregeln 
des EU-Fiskalpakts sind nur ein Vor- 
wand, um neoliberale Strukturreformen 
erzwingen zu können. Dass es der EU 
keineswegs um die vorgebliche Bekämp- 
fung von öffentlichen Defizit oder Ver- 
schuldung geht, erkennt man auch daran, 
dass gleichzeitig über die sog. „Ständig 
Strukturierte Zusammenarbeit“ (EU- 
SSZ/Pesco) auf eine radikale Erhöhung 
der Militärausgaben gedrängt wird. Mit- 
telfristig — nach Wunsch des EU-Parla- 
ments bis 2030 - laufen diese SSZ-Vor- 
gaben auf eine Verdreifachung der öster- 
reichischen Militärausgaben hinaus, d.h. 
eine Steigerung des Anteils der Militär- 
ausgaben von derzeit 0,7% auf 2% des 
BIP. Man merke: Plus 1,3% Prozentpunk- 
te bis 2030 beim Militär ist hui, plus 
1,3% bis 2070 bei der Gesundheit ist da- 
gegen pfui. So tickt das EU-Regime. 


Zangenangriff auf den Sozialstaat 


Die „Empfehlungen“ der EU-Kommissi- 
on werden abgerundet durch die Forde- 
rung, das österreichische Steuersystem 
zu reformieren: 

Im Gegenzug zu höheren Vermögens- 
und Umweltsteuern sollen die Sozialver- 
sicherungsbeiträge bzw. „Steuern auf den 
Faktor Arbeit“ gesenkt werden. Was vie- 
len vordergründig sinnvoll erscheint, ent- 
puppt sich bei näherem Hinsehen als ein 
heimtückisches Torpedo gegen den Sozi- 
alstaat. Denn Vermögens- und Umwelt- 
steuer sind Lenkungssteuern, die dazu 
dienen, gesellschaftliche Übel — hypertro- 
pher Reichtum weniger bzw. wachsende 
Umweltzerstörung — zurückzudrängen. 
Solche Steuern sind sinnvoll, um ökoso- 
ziale Investitionen anzukurbeln (z.B. 
Ausbau des Öffentlichen Verkehr und des 
sozialen Wohnbaus), jedoch ganz und gar 
nicht, um die Senkung von Sozialversi- 
cherungsbeiträgen auszugleichen. Denn 
diese dienen zur Finanzierung der laufen- 
den Sozialausgaben (Pensionen, Gesund- 
heit usw.). Und eine stabile Finanzierung 
des Sozialstaats muss aus Beiträgen bzw. 
Steuern erfolgen, die sich aus der laufen- 
den wirtschaftlichen Leistungskraft spei- 
sen. 

Statt diese zu senken, müssten sie also 
vielmehr auf die gesamte wirtschaftliche 
Wertschöpfung (inkl. Gewinne und Ab- 
schreibungen) ausgedehnt werden. Wür- 
den dafür jedoch Vermögens- bzw. Um- 
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weltsteuern verwendet, hieße die fatale 
Alternative: Entweder möglichst viel 
Umweltzerstörung und hohe Vermögens- 
konzentration bei wenigen, um aus den 
daraus sprudelnden Einnahmen den Sozi- 
alstaat finanzieren zu können. Oder aber 
der Sozialstaat wird ausgehungert, weil 
die Einnahmen aus den Umwelt- und Ver- 
mögenssteuern zurückgehen, sobald sie 
die gewünschte Lenkungswirkung entfal- 
ten. 


Die EU-Vorgaben 2019 sind charakteris- 
tisch für den Zangenangriff der Neolibe- 
ralen auf den Sozialstaat: Austrocknung 
der öffentlichen Einnahmen, sodann „Ri- 
siken für die Tragfähigkeit der öffentli- 
chen Finanzen“ beschwören, um schließ- 
lich die Kürzungen bei Sozialausgaben 
durchzudrücken. Das entspricht den In- 
teressen des exportorientierten Großkapi- 
tals. Das entspricht dem Programm der 
türkis-blauen Regierung. Diese Regie- 
rung ist — vorerst — gegangen. Die EU- 
Kommission und ihre neoliberalen 
Vorgaben bleiben. Wer die neoliberale 
Politik überwinden und nicht bloß das 
politische Personal, das sie exekutiert, 
austauschen will, kommt um den Bruch 
mit dem postdemokratischen EU-Regime 
nicht umhin. 


(1) EU-Kommission, Empfehlungen für eine 
Empfehlung des Rates zum nationalen Re- 
formprogramm Österreichs 2019 mit einer 
Stellungnahme des Rates zum Stabilitätspro- 
gramm Österreichs 2019, Brüssel, 5.6.2019 
(SiG-Red.: S. auch „das Europäische 
Semester“, bezogen auf Österreich) 


https://www.solidarwerkstatt.at/arbeit- 
wirtschaft/tuerkis-blau-ist-gegangen-eu- 
vorgaben-bleiben 
Infos über 

das Europäische Semester: 

https://www.consilium.europa.ew/de/policies/ 
european-semester/ 
2019 European Semester: 


Alert Mechanism Report 
über 13 EU-Länder 


Die detaillierten „Empfehlungen“ für 
jedes Land: The Stability and Growth 
Pact (SGP) is a set of rules designed to 
ensure that countries in the European 
Union pursue sound public finances and 
coordinate their fiscal policies. 
https://ec.europa.eu/info/node/4287/ 
Den einzelnen Ländern wird ein 
Haushaltsentwurf „empfohlen“. 
„Empfehlungen“ für Deutschland, 
5. Juni 2019 





























CETA stoppen! 


Offener Brief an die Grünen 


Hallo Ihr Grünen, die Ihr mit uns gegen CETA auf die Straße 
gegangen seid! 

Wir vertreten lokale Bündnisse, die bundesweit aus der Be- 
wegung gegen CETA und TTIP hervorgegangen sind. 

In unseren Reihen sind Vertreter*innen von Kirchen, Um- 
weltverbänden, Gewerkschaften und anderen zivilgesell- 
schaftlichen Organisationen. Wir werden unterstützt von 
Parteien, an vielen Orten auch von Euch Grünen. 

Die Fridays4Future-Bewegung bringt es auf den Punkt. 
Ohne entschiedenes politisches Handeln wird es für unsere 
Kinder keine Zukunft auf diesem Planeten geben. Die Bewe- 
gung wird von über 26.800 Wissenschaftler*innen bestärkt. 
Auch B’90/Die Grünen unterstützen die Einschätzung und 
Aktionen der jungen Leute. In dieser Situation erhaltet Ihr 
Grünen zusätzliche Wählerstimmen von Menschen, die auf 
Euer Umweltbewusstsein und auf Euer konsequentes Han- 
deln vertrauen. 

Indessen scheinen mehrere Landesverbände von B’90/Die 
Grünen aus unterschiedlichen Gründen bereit zu sein, CETA 
im Bundesrat zuzustimmen. Wie geht das zusammen? 
CETA hat höchst negative Auswirkungen auf Klima, Um- 
welt und Verbraucherschutz. Dies ist Euch wohlbekannt. 
Wir verweisen auf den jüngsten Bericht der UN-Konferenz 
für Handel und Entwicklung (UNCTAD). Er bestätigt, dass 
Handelsverträge wie CETA die Demokratie zerstören und 
die staatliche Regulierungsfähigkeit massiv einschränken. 
Der Klimakrise, die der Bericht als das größte "Marktversa- 
gen" der Geschichte qualifiziert, sei nur durch starke staatli- 
che Regulierungen beizukommen. Letztendlich fordert der 


Bericht die Rücknahme der Freihandels- und Investitionsab- 
kommen, die den politischen Spielraum besonders zerstören. 
Ihr könnt doch nicht mit 320.000 Menschen gegen TTIP und 
CETA demonstrieren und zwei Jahre später CETA durchwin- 
ken! 

CETA wird im Bundesrat gestoppt, wenn sich die Bundes- 
länder mit grüner Regierungsbeteiligung der Stimme enthal- 
ten. Wir erwarten, dass Ihr Wort haltet und CETA nicht zu- 
stimmt. Seit Jahrzehnten ist es ein übliches Verfahren im 
Bundesrat, dass ein Land sich der Stimme enthält, wenn sich 
Koalitionspartner nicht einig sind. Diese Vorgehensweise 
ausgerechnet bei einem Thema von derartiger Tragweite au- 
ßer Kraft zu setzen, wäre unverantwortlich — besonders ge- 
genüber unseren Kindern. 

Unser dringender Appell an Euch Grünen: 

«Tut alles, was in Eurer Macht steht, um den Klimawandel 
und CETA zu stoppen! Unterstützt keine Freihandelsver- 
träge, die die Demokratie zerstören und das UN-Klimaab- 
kommen gefährden! 

-Erklärt, dass gegebene Koalitionszusagen, im Bundes- 
rat für CETA zu stimmen, in Anbetracht des fortge- 
schrittenen Klimawandels nicht eingehalten werden 
können! 

Unterschrieben von Freihandelskritische Initiativen u. 
Bündnisse in Deutschland (und 14 Regionalgruppen von 
attac DE, 3. Juli 2019) - Margot Rieger, Vertreterin der lo- 
kalen Bündnisse u. Initiativen im Koordinierungskreis des 


Netzwerks Gerechter Welthandel https://www.ceta-im- 
bundesrat.de/Offener Brief an die GRUENEN 














72 Organisationen in Frankreich fordern in 
einem ausführlichen offenen Brief vom 2. Juli 
2019 die Nationalversammlung dazu auf, 
CETA nicht zu ratifizieren. 

(Die Entscheidung ist für den 17. Juli 2019 terminiert.) 

Mehr: attac Frankreich 





Aber Klar doch ! 
Nach dem Recht- 
des Stlärkeren 






https://www.solidarwerkstatt.at/arbeit-wirtschaft/ceta-ihr-habt- 
die-pappn-zu-halten 
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TTIP reloaded? 


Die EU-Landwirtschaftsminister und damit der EU- 
Ministerrat haben am 15. April 2019 die Wiederaufnah- 
me von Handelsgesprächen mit den USA beschlossen. 
Frankreich stimmte dagegen, Belgien enthielt sich. „Die 
EU-Regierungen zeigen damit, dass der Einsatz gegen die 
Klimakrise für sie keine Priorität hat. Eine zukunftsweisen- 
de Politik würde Investitionen in ökologische Infrastruktur- 
projekte ins Zentrum rücken und nicht die Export-Interessen 
der klimaschädlichsten Branchen — nämlich der europäi- 
schen Automobil- und Flugzeugindustrie“, kritisiert Roland 
Süß. Als Zugeständnis an Donald Trump hat die EU zudem 
bereits vor den neuen Verhandlungen die US-Importe von 
klimaschädlichem Fracking-Gas verdreifacht und jene von 
Soja für Agrotreibstoffe verdoppelt. Mehr: attac.de 





Am 5. April 2019 hatten zwölf zivilgesellschaftliche Orga- 
nisationen in einem offenen Brief die Bundesregierung 
aufgefordert, „im Ministerrat gegen die von der EU-Kom- 
mission vorgelegten Mandate zu stimmen und in Deutsch- 
land einen breiten Prozess zu gestalten, ob und unter wel- 
chen Bedingungen sowie mit welchen Inhalten Verhandlun- 
gen mit den USA geführt werden sollen.“ 
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Gewerkschafter für Klimaschutz 


Zum Appell von Fridays for Future „Streikt mit uns“ 
am 20. September 2019 


Aufruf an Kolleginnen und Kollegen: Wir sind gefordert - Seid auch dabei! 


Greta Thunberg, Luisa Neubauer und vie- 
le andere junge Menschen von Fridays 
for Future rufen für den 20. September 
2019 zu einem weltweiten Klimastreiktag 
auf. 

In ihrem Aufruf heißt es: 

„Jahre sind mit Gerede vergangen, mit 
unzähligen Verhandlungen, mit nutzlosen 
Vereinbarungen zum Klimawandel. 
Firmen, die fossile Brennstoffe fördern, 
durften jahrzehntelang ungehindert in 
unseren Böden schürfen und unsere Zu- 
kunft abfackeln. 

Politiker wussten seit Jahrzehnten über 
den Klimawandel Bescheid. Sie haben 
die Verantwortung für unsere Zukunft be- 
reitwillig Profiteuren überlassen, deren 
Suche nach schnellem Geld unsere Exis- 
tenz bedroht. ... 

Wir jungen Leute können unseren Beitrag 
für einen größeren Kampf leisten, und 
das kann einen großen Unterschied ma- 
chen. Aber das funktioniert nur, wenn un- 
ser Aufschlag als Aufruf verstanden wird. 
Deswegen ist dies unsere Einladung. 


Am Freitag, 20. September, werden wir 
mit einem weltweiten Streik eine Aktions- 


woche für das Klima beginnen. 

Wir bitten Sie, sich uns anzuschließen. 
Es gibt in verschiedenen Teilen der Welt 
viele verschiedene Pläne für Erwachsene 
sich zusammenzuschließen, Farbe zu be- 
kennen und sich für unser Klima aus der 
Komfortzone heraus zu wagen. Lasst uns 
diese Pläne zusammenbringen gehen Sie 
an diesem Tag mit ihren Nachbarn, Kol- 
legen, Freunden und Familien auf die 
Straße, damit unsere Stimmen gehört 
werden und dies ein Wendepunkt 

wird. ...um alles zu verändern, brauchen 
wir alle. Es ist Zeit für uns alle, massen- 
haften Widerstand zu leisten - wir haben 
gezeigt, dass kollektive Aktionen funktio- 
nieren. Wir müssen den Druck erhöhen, 
um sicherzustellen, dass der Wandel pas- 
siert. Und wir müssen ihn gemeinsam be- 
schleunigen. 

Dies ist also unsere Chance - schließt 
euch unseren Klimastreiks und -aktionen 
in diesem September an.“ 








Klimaschutz UND Arbeitsplätze 

Dies verstehen wir auch als Aufruf an 
Gewerkschaften, Betriebsräte, Arbeitneh- 
mer*innen aktiv zu werden und sich für 
den Klimaschutz und zukunftsweisende 
Arbeitsplätze einzusetzen. 

Auch wir wollen wie die Eltern und Wis- 
senschaftler (Parents und Scientists for 
Future) unseren Beitrag dazu leisten, dass 
der 20. September Auftakt zu einer Wen- 
de hin zu einer sozialen und ökologischen 
Gesellschaft wird. 

An diesem Tag können Betriebsversamm- 
lungen stattinden, Aushänge gemacht und 
Flugblätter verteilt werden. Es können 
Warnstreiks für einen Ausbau des öffent- 
lichen Verkehrs und der Erneuerbaren 
Energien organisiert und für die Beteili- 
gung an den Demonstrationen mobilisiert 
werden. 

Wir rufen alle Kolleginnen und Kollegen 
dazu auf, kreativ mitzuwirken, damit die 
Gewerkschaften und Beschäftigte aktiver 
Teil der Klimabewegung werden. 
Unterschriften an H. Born, 
klimagewerkschafter@bwup.de 





http://www.labournet.de/wp-content/uploads/2019/06/klimagew0919.pdf 











Workshop auf der Sommerakademie von Attac Deutschland in Bochum, 3. August 2019, 17 - 19:30 Uhr 
Initiative "Eine Million Arbeitsplätze fürs Klima" - Vorstellung und Diskussion 
Nach einer Vorstellung der Initiative "Eine Million Arbeitsplätze fürs Klima", die in mehreren Ländern aufgegriffen wurde, 
soll gemeinsam überlegt werden, ob eine solche Initiative für Deutschland ebenfalls sinnvoll und denkbar wäre. 








Ende Gelände Blockade-Aktion, 22. Juni 2019 


https://reporterre.net/En-Allemasne-nous-avons-passe-la-nuit-avec-les-activistes- 








contre-le-charbon 


Sand im Getriebe Nr. 132 


6. Juli 2019 








Anti-IAA Proteste 
im September 2019 
13.09. Attac-Abendveranstaltung 

"Verkehrswende gemeinsam 
durchsetzen" 

14.09. #aussteigen: Demo & 
Fahrrad-Sternfahrt 
14./15.09. #SandimGetriebe: Die 
IAA blockieren! 

Mehr: attac.de 
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